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STANDPUNKT

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

mit dem Thema „Bürokratieabbau“ tut sich die Politik von jeher schwer. Jüngstes Beispiel
ist das zum Jahresanfang in Kraft getretene „Bürokratieentlastungsgesetz“ – Auswirkun-
gen auf die betriebliche Praxis so gut wie keine. Überbordender Formalismus in den
 Unternehmen geht vielfach auch auf die Verwaltung zurück, die mit deutscher Perfektion
Lücken im Vollzug der Gesetze und Verordnungen aufdeckt und dann mit preußischer
Genauigkeit schließt. Ein Beispiel: Bereits im Jahr 2010 haben sich vier Bundesministerien
darauf geeinigt, ein Zeichen für eine umweltgerechte und sozialverträgliche Wald -
wirtschaft zu setzen und nur noch Holzprodukte aus nachweislich legaler und nachhal-
tiger Waldbewirtschaftung zu beschaffen. Um dies sicherzustellen, wurde angeordnet,
dass Holzprodukte, die durch die Verwaltung beschafft werden, nach FSC oder PEFC
zertifiziert sein müssen.

Im vergangenen Jahr ist dem Bundesumweltministerium aufgefallen, dass ein (Bau)Unter -
nehmen, das ein zertifiziertes Holzprodukt einbaut, bislang nicht zertifiziert sein muss.
Aus Sicht des Ministeriums eine Lücke, die dringend geschlossen werden muss. So wurde
ergänzend angeordnet, dass im  Bundeshochbau ab 1. April 2016 bei beschränkten
 Ausschreibungen und freihändigen Vergaben, ab 1. Juli auch bei öffentlicher Ausschrei-
bung von Bauleistungen, die den Einbau von Holzprodukten beinhalten, nur noch solche
Unternehmen zur Angebotsabgabe aufgefordert werden, die ihrerseits entsprechend zer-
tifiziert sind. Interessierte Kreise, die Wettbewerbsnachteile für den Baustoff Holz auf
sich zukommen sahen, argumentierten in der Folge, dass von der Neuregelung nicht nur
Unternehmen betroffen seien, die Holzprodukte einbauen, sondern auch solche, die Holz
lediglich als Hilfsmittel, z. B. für Schalungen, verwenden. Auf gut Deutsch, die ganze
Branche müsse sich dem bürokratischen und teuren Zertifizierungsverfahren unter werfen.

Erfreulicherweise konnten wir erreichen, dass die bayerische Staatsverwaltung, die den
Erlass des Bundes leider unverändert übernommen hat, zwischenzeitlich klargestellt hat,
dass ausschließlich die „Beschaffung“ von Holzprodukten betroffen ist. Baubehelfs-
stoffe – Schalholz oder ein Bauzaun – würden nicht „beschafft“, sondern vom Unter-
nehmen nach Abschluss der Arbeiten wieder mitgenommen oder entsorgt. Diese
Klarstellung verhindert zumindest den ärgsten bürokratischen Wahnsinn!

Gleichwohl müssen sich nach derzeitigem Stand Betriebe, die bei öffentlichen Aufträgen
Holzprodukte verbauen, zum Beispiel Zimmerer, Parkettleger oder Trockenbauer, über
kurz oder lang einer entsprechenden Zertifizierung unterziehen (siehe hierzu auch 
Seite 20 in diesem Heft). Der Sinn dieser belastenden Maßnahme erschließt sich nach
wie vor nicht. Wie kann es sein, dass Holz aus (zertifiziert) legaler und nachhaltiger
Waldbewirtschaftung dieses Merkmal verliert, wenn es von einem (nicht zertifizierten)
Betrieb eingebaut wird? Teilweise wird argumentiert, der einbauende Betrieb könne zer-
tifizierte und nicht zertifizierte Holzprodukte vermischen. Eine vernachlässigbares Risiko,
das eine generelle Zertifizierungspflicht nicht rechtfertigt! Der Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit im Verwaltungshandeln scheint jedoch mehr und mehr in Vergessenheit zu
geraten – und die Bürokratiespirale baut sich weiter auf!

Ihr 
Andreas Demharter
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Bauverbände warnen vor Verwendungsverbot für
Baustoffe bei Kontakt mit Boden und Grundwasser

Die Spitzenverbände der Bauwirtschaft haben anläßlich der gemeinsamen Pres-
sekonferenz zum Jahresauftakt am 13. Januar 2016 in Berlin den vom Bundes-
ministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB)
vorgelegten 3. Arbeitsentwurf der sog. Mantelverordnung abgelehnt. Er sei
weder für die Auftraggeber noch für die ausführende Wirtschaft als verlässliche
und kalkulierbare Arbeitsgrundlage einzustufen. Die darin formulierten Anfor-
derungen seien zum Teil widersprüchlich und nicht praxisgerecht.

Die Präsidenten des Hauptverbandes 
der Deutschen Bauindustrie (HDB) und
des Zentralverbandes des Deutschen
Bau gewerbes (ZDB), Prof. Thomas Bauer
und Dr.-Ing. Hans-Hartwig Loewenstein,
appellierten an die Politik, jetzt die 
Rah menbedingungen für das Recycling
von mineralischen Bauabfällen richtig zu
setzen, um die hohe Verwertungsquote 
für mineralische Bauabfälle von 95 Pro-
zent zu sichern und die Entsorgungs -
kosten nicht zum Baukostentreiber zu
machen.

Ein zentraler Kritikpunkt der Bauspitzen-
verbände bezieht sich auf das Bauen 
im Grundwasser. Das dem Entwurf zu
Grunde liegende sogenannte Geringfü-
gigkeitsschwellen-Konzept (GFS) gefähr-
det das Bauen im Grundwasser, da die
Schwellen für einige Baustoffe so gering
sind, dass sie nicht einmal für Trink-
wasser eingehalten werden können.

Damit würde quasi ein Verwendungsver-
bot für eine Vielzahl von Baustoffen, die
in Kontakt mit Boden und Grundwasser
kommen, bestehen. Verschärfend wirke
zudem, dass die als Grenzkonzentratio-
nen im Wasser abgeleiteten GFS-Werte
auch als Maßgabe für jeden einzelnen
Sickerwassertropfen vor seiner Verdün-
nung im Wasser gelten würden. Loewen-
stein erläuterte: „Dies kann man im
Prinzip vergleichen mit dem Unter-
schied zwischen dem Alkoholgehalt 
von Wein in einem Glas vor dem Trinken
und dem  Alkoholgehalt im Blut nach dem
Trinken. Der Alkoholgehalt im Glas vor
dem Trinken soll bereits dem Alkohol -
gehalt im Blut nach dem Trinken entspre-
chen – also z. B. 0,5 Promille – der 
Wein wäre nicht einmal Traubensaft. 
Dies käme einem Alkoholverbot gleich!
Das gleiche würde analog für viele Bau-
stoffe gelten.“ 

Die Bauspitzenverbände forderten auch
eine klare Zuordnung der abfallrecht -
lichen Verantwortlichkeiten der am Bau
Beteiligten. Damit sich ein Bauherr im
Vorfeld der Ausschreibung und Planung
seines Gebäudes mit der Frage auseinan-
dersetzt, was mit seinem im Rahmen sei-
ner Baumaßnahme anfallenden Boden
und seinen Bau- und Abbruchabfällen
geschehen soll, müssten sich diese Pflich-
ten natürlich auch an den Bauherren rich-
ten. In der täglichen Praxis ist es für die
ausführende Bauwirtschaft oft ausgespro-
chen schwierig, die Bauherrenpflichten
einzufordern und zu konkretisieren. In der
Folge werde das Abfallmanagement in
die Bauausführungsphase verlagert und
die Probleme der Abfallentsorgung von
den Auftraggebern auf die Bauunterneh-
men abgewälzt. „Diesem Trend müssen
wir dringend entgegenwirken! Österreich
hat uns vorgemacht, wie es gehen kann.
Dort ist es gelungen, eine Verordnung zu
schaffen, die sowohl die Verantwortlich-
keiten von Bauherrn und Bauunterneh-
men genau regelt und die Anforderungen
praxisnah und verständlich darlegt“, er-
läuterten die Präsidenten der Bauspitzen-
verbände. 

Der jetzt in Deutschland vorgelegte Ent-
wurf einer Mantelverordnung stelle in die-
sem Sinne noch kein durchgängiges,
harmonisiertes Regelwerk dar, welches
für Bauherren, Bauunternehmen und den
Vollzug tatsächliche Rechts- und Kosten-
sicherheit bietet. „Wir brauchen einheit-
liche und widerspruchsfreie Regelungen
für eine Klassifizierung und Charakteri-
sierung von mineralischen Abfällen auf
der Baustelle, damit möglichst bereits in
der Planungs- und Ausschreibungsphase
die erforderliche Rechts- und Kostensi-
cherheit für alle am Bau Beteiligten er-
reicht werden kann“, forderten Bauer und
Loewenstein.

AKTUELLES
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Bayerisches Umweltministerium 
verlängert Gültigkeit des Recycling-Leitfadens

Mit Behördenrundschreiben vom 26. Januar 2016 hat das Bayerische Staats-
ministerium für Umwelt und Verbraucherschutz die Gültigkeit des Leitfadens zu
Anforderungen an die Verwertung von Recycling-Baustoffen verlängert.

RC-Leitfaden wird bis 
längstens Ende 2017 verlängert

Die Verlängerung soll bis zum Inkraft -
treten bundeseinheitlicher Regelungen
(Mantel-Verordnung zur Festlegung von
Anforderungen für das Einbringen oder
das Einleiten von Stoffen in das Grund-
wasser, an den Einbau von Ersatzbau -
stoffen und zur Neufassung der Bundes-
Bodenschutz- und Altlastenverordnung),
längstens jedoch bis 31. Dezember 2017
gelten. 

Ergänzende Regelung 
zu Grenzwert Vanadium

Da nach Auffassung des Bayerischen
Umweltministeriums die Verabschiedung
einer bundesweiten Regelung derzeit
nicht abzusehen ist, hat das Ministerium
betreffend des Parameters Vanadium, der
für die Verwertung von Ziegeln limitierend
sein könnte, folgende ergänzende Rege-
lung festgelegt:

Den recycelnden Unternehmen wird emp-
fohlen, dass ergänzend zu den Eluat -
untersuchungen nach Anhang 1 des
RC-Leitfadens bei ziegelhaltigen Abfällen
der Parameter Vanadium bestimmt wird.
Ein Grenzwert wurde vom StMUV nicht
eingeführt. Es liege im Ermessen der Kreis-
verwaltungsbehörden, im konkreten Ein-
zelfall an die jeweiligen Umstände an-
gepasste sachgerechte Vorgaben festzu-
setzen. 

Was regelt der RC-Leitfaden?

Der Bayerische Recycling-Leitfaden be-
schreibt Eigenschaften, Anforderungen
und Überwachungsregeln für die Her -
stellung von Recycling-Baustoffen in sta-
tionären, semi-mobilen und mobilen
Anlagen in Bayern sowie deren Verwen-
dung. Er gilt auf der Grundlage der 
TL Gestein-StB 04 in Verbindung mit dem
ZTV WWG und den zugehörigen Be-
kanntmachungen in der Obersten Bau -

behörde im Bayerischen Staatsministe-
rium des Innern sowie den UMS des
Bayerischen Staatsministeriums für Um-
welt und Verbraucherschutz, zuletzt vom
26. Januar 2016. 

Der Recycling-Leitfaden ist von den
 Verwaltungsbehörden zu beachten. Eine
Verwertung von Bauschutt und Straßen-
aufbruch, die ungebunden oder gebun-
den in technischen Bauwerken eingebaut
oder zur Herstellung von Bauwerken ver-
wendet werden, ist nach Auffassung des
StMUG jedenfalls dann schadlos und
ordnungsgemäß gemäß § 7Abs. 3 KrWG,
wenn sie die Vorgaben des Leitfadens
einhält. Bauschutt und Straßenaufbruch
dürfen in der Regel nur als geprüfte güte-
überwachte und zertifizierte Recycling-
Baustoffe in Verkehr gebracht und in
technischen Bauwerken eingesetzt wer-
den. Erfolgt die Verwertung nicht nach
den Vorgaben des Leitfadens, so muss im
Einzelfall die schadlose und ordnungsge-
mäße Verwertung nachgewiesen werden
(Einzelfallprüfung). 

In jedem Fall muss sichergestellt werden,
daß bei der Verwertung die umwelt- und
bautechnischen Vorgaben eingehalten
werden, das Material für den jeweiligen
Einsatzzweck geeignet ist und die Aufbe-
reitung dem Stand der Technik entspricht.
Der Nachweis ist dazu jeweils für den
(die) ge planten Einbauort(e) zu erbringen
und hat immer vor dem Einbau zu erfol-
gen. Die Anforderungen gelten für statio-
näre, semi-mobile und mobile Anlagen in
 Bayern. 

Der Recycling-Leitfaden gilt für den Ein-
bau von Recycling-Baustoffen aus aufbe-
reitetem Bauschutt und Straßenaufbruch
in technischen Bauwerken für den Erd-,
Straßen- und Wegebau in Bayern. Er gilt
auch für den privaten Waldwegebau. Der
Leitfaden gilt nicht für Ausbauasphalt und
Ausbaustoffe mit teertypischen Bestand-
teilen, wenn diese Straßenbaustoffe für
eine möglichst hochwertige Verwertung

RECHT
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gelansprüche sei daher nicht verlängert
worden. Nachdem das Landgericht die
Klage abgewiesen hatte, legte der Kläger
Berufung gegen dieses Urteil ein.

Die Entscheidung:
Ohne Erfolg! Das OLG Jena weist die Be-
rufung des Klägers mit seinem Urteil vom
26. November 2015 (Az.: 1 U 201/15)
vollumfänglich ab. Es stellt klar, dass der
Vorschussanspruch bereits verjährt ist.
Nach Ansicht des OLG Jena ist eine Ver-
längerung der Verjährungsfrist durch die
Mängelrüge vom 20.08.2012, welche an
den AN per E-Mail gesandt worden war,
nicht eingetreten. Gemäß § 13 Abs. 5 
Nr. 1 VOB/B verjähren Mängel, die ge-
rügt werden, in zwei Jahren nach Zugang
des schriftlichen Verlangens auf Mängel-
beseitigung. Nach der Entscheidung des
Gerichts erfüllt eine Mängelrüge per 
E-Mail das Schriftformerfordernis des 
§ 13 Abs. 5 Nr. 1 VOB/B nicht, sofern

Der Fall:
Der Auftragnehmer (AN) war von einer
Grundstücks- und Immobiliengesellschaft
(AG) mit dem schlüsselfertigen Bau eines
Shoppingcenters mit Parkhaus beauftragt
worden. Die Geltung der VOB/B war
zwischen den Parteien vertraglich verein-
bart worden. Die Gewährleistungsfrist
sollte 5 Jahre betragen. Die Werkleistung
des AN wurde am 10.03.2008 abgenom-
men. Aufgrund diverser Mängel wurde
der AN auf Zahlung eines Kostenvor-
schusses in Höhe von 100.000,– € ver-
klagt. Die Anspruchsbegründung wurde
im Oktober 2013 bei Gericht eingereicht.
Der AN wehrte sich mit dem Argument,
dass die Verjährungsfrist bereits abgelau-
fen sei. Er trug insbesondere vor, dass die
Mängelrüge vom 20.08.2012, welche er
per E-Mail erhalten hatte, kein schriftli-
ches Mängelbeseitigungsverlangen im
Sinne des § 13 Abs. 5 Nr. 1 VOB/B dar-
stelle. Die Verjährungsfrist für die Män-

keine qualifizierte elektronische Signatur
vorliegt. Mit einer „einfachen“ E-Mail
kann deshalb die Verjährungsfrist für
Mängel nicht wirksam verlängert werden.

Hinweis: Das Urteil ist nur im Rah-
men von VOB-Verträgen relevant.
Bei einem BGB-Vertrag kann die
Verjährungsfrist für Mängelansprü-
che weder durch eine schriftliche
noch durch eine elektronische Män-
gelrüge verlängert werden, da im
BGB keine dem § 13 Abs. 5 Nr. 1
VOB/B entsprechende Vorschrift
existiert. Um bei einem BGB-Ver-
trag die Verjährung von Mängelan-
sprüchen zu verhindern, muss daher
stets eine Rechtsverfolgungsmaß-
nahme (z. B. Erhebung einer Klage)
eingeleitet werden.

Mängelrüge per E-Mail: 
Verjährungsfrist für Mängelansprüche wird nicht verlängert

Eine Mängelrüge per E-Mail erfüllt das Schriftformerfordernis des § 13 Abs. 5 Nr. 1 VOB/B nicht, sofern keine qualifizierte
elektronische Signatur vorliegt. Mit einer „einfachen“ E-Mail kann deshalb die Verjährungsfrist für Mängel nicht wirksam
verlängert werden.
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Der „Leitfaden Anforderung an die Verwertung von Recycling-Baustoffen 
in technischen Bauwerken“ kann auf den Internetseiten 

des Bayerischen Staatsministeriums für Umwelt und Verbraucherschutz 
heruntergeladen oder beim LBB, Herrn Holger Seit, seit@lbb-bayern.de 

ebenso wie das Rundschreiben des Bayerischen Umweltministeriums 
vom 26.01.2016 zur Verlängerung der Gültigkeit des RC-Leitfadens, 

angefordert werden. 

in gebundene Schichten des Straßen-
oberbaus geeignet sind. Er gilt ebenfalls
nicht für andere Ersatzbaustoffe wie
Schlacken und Aschen. Er ist nicht ein-
schlägig für den Einsatz von Material bei
Verfüllungen oder im Landschaftsbau. 

RECHT
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• Anerkennung von Ausbildungs- und
Befähigungsnachweisen: Die Ausbil-
dungs- und Befähigungsnachweise
von EU-Bürgern (§ 3 EU/EWR HwV)
werden erleichtert beim Ausnahmebe-
willigungsverfahren anerkannt. Die Be-
rufsqualifikation des Antragstellers
muss nicht mehr unmittelbar unterhalb
des Niveaus der inländischen Refe-
renzqualifikation angesiedelt sein. Es
bleibt allerdings dabei, dass die
Gleichwertigkeit der Berufsqualifika-
tion des Antragstellers mit der inländi-
schen Referenzqualifikation festgestellt
werden muss.

• Anzeigeverfahren: Die grenzüber-
schreitende Dienstleistungserbringung
wurde deutlich liberalisiert. Bei den
Anzeigeverfahren zur grenzüberschrei-

Die EU-Richtlinie 2005/36/EG zur An-
erkennung von Berufsqualifikationen wur-
de geändert. Dies hat eine Anpassung
der Regelungen der EU/EWR-Handwerk-
Verordnung (HwV) erforderlich gemacht.
Die neue EU/EWR HwV wird voraus-
sichtlich im März 2016 im Bundesge -
setzblatt veröffentlicht werden. Für die
Eintragungspraxis von Handwerkern aus
dem EU-Ausland in die Handwerksrolle
mit zulassungspflichtigen Berufen hat die
Verordnungsänderung folgende Auswir-
kungen: 

• Ausnahmebewilligungen: Die Rege-
lungen zur Anerkennung von Berufser-
fahrung nach § 2 EU/EWR HwV, auf
deren Grundlage die meisten Ausnah-
mebewilligungen erteilt werden, sind
praktisch unverändert geblieben. 

tenden Dienstleistungserbringung nach
Abschnitt 2 der EU/EWR HwV ist zu-
künftig der Nachweis einer zumindest
einjährigen Berufsausübung hinrei-
chend, so der Betreffende über keine
einschlägige formale Berufsqualifika-
tion verfügt oder den auch im Her-
kunftsstaat reglementierten Beruf dort
rechtmäßig ausübt.

Mit der Neufassung der EU/EWR-Hand-
werk-Verordnung wurde die selbständige
handwerkliche gewerbliche Tätigkeit von
EU-Ausländern in zulassungspflichtigen
Berufen in Deutschland erleichtert. Damit
schreitet die Inländer-Diskriminierung im
Handwerksrecht weiter voran. 

Änderung der EU/EWR-Handwerk-Verordnung

Die Neufassung der EU/EWR-Handwerk-Verordnung erleichtert die Eintragung handwerklicher Dienstleister aus dem
EU-Ausland in die Handwerksrolle.

RECHT

Planungsmangels geltend. Gegen das
 Urteil des Landgerichts, welches dem B
den begehrten Schadensersatz zugespro-
chen hatte, legte A Berufung ein. Er ver-
teidigte sich insbesondere mit dem
Argument, dass der Vertrag wegen eines
Verstoßes gegen das Schwarzarbeitsbe-
kämpfungsgesetz (SchwarzArbG) nichtig
sei und B infolgedessen auch kein Scha-
densersatzanspruch zustehe.

Die Entscheidung:
Mit seinem Urteil vom 10. November 2015
(Az.: 10 U 14/15) gibt das OLG Stuttgart
der Berufung des A statt und weist die
Schadensersatzklage des B ab. Obwohl

Der Fall:
Ein Bauherr (B) beauftragte einen Archi-
tekten (A) mit der Genehmigungsplanung
für den Neubau eines Einfamilienhauses.
Die Parteien vereinbarten für die Archi-
tektenleistung ein Honorar. Nachträglich
verständigten sich B und A dann darauf,
dass ein Teil des geschuldeten Honorars
ohne Rechnung in bar gezahlt werden
soll. Das geschah auch. Kurze Zeit nach
Fertigstellung des Vorhabens stellte sich
heraus, dass der Baugrund nicht hinrei-
chend tragfähig war. Der sich neigende
Bau musste stabilisiert bzw. angehoben
werden. B machte daraufhin gegen A
Schadensersatzansprüche wegen eines

die Architektenleistung des A mangelhaft
war und dem B daher grundsätzlich ein
Schadensersatzanspruch zustehen würde,
hat B – nach Ansicht des OLG – hierauf
im konkreten Fall keinen Anspruch. Das
Gericht stellt klar, dass der ursprünglich
wirksame Architektenvertrag durch die
nachträglich getroffene Schwarzgeldab-
rede insgesamt gemäß § 134 BGB nichtig
ist. Der Umstand, dass sich die Absicht
der Steuerhinterziehung nur auf einen Teil
des vereinbarten Architektenhonorars
bezog, ändert an der Nichtigkeit des ge-
samten Werkvertrages nichts.

Nachträgliche Schwarzgeldabrede: Vertrag insgesamt nichtig

Treffen die Parteien nach Vertragsschluss und Leistungserbringung eine „Ohne-Rechnung-Abrede“, erfasst die Nichtigkeit
nach § 134 BGB wegen eines Verstoßes gegen das Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz das gesamte geänderte Vertrags-
verhältnis. Aus diesem Vertrag können keine Gewährleistungsrechte oder Honoraransprüche mehr hergeleitet werden.
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Steuerliche Förderung des Mietwohnungsbaus 
ist ein Schritt in die richtige Richtung

Das Bundeskabinett will mit der Einführung einer zeitlich befristeten Sonderab-
schreibung (§7b EStG) neue Mietwohnungen im unteren und mittleren Preis -
segment in ausgewiesenen Fördergebieten schaffen.

Der Gesetzentwurf sieht die Einführung
einer zeitlich befristeten, degressiv aus-
gestalteten Sonderabschreibung für die
Anschaffung oder Herstellung neuer
Mietwohngebäude in Gebieten mit ange-
spanntem Wohnungsmarkt vor. Der Fokus
der Maßnahme liegt auf der Errichtung
neuer Mietwohnungen, die auch für mitt-
lere und untere Einkommensgruppen be-
zahlbar sind. Wohnungen mit hohem
Standard bedürfen nach Ansicht der Bun-
desregierung keiner steuerlichen För -
derung und werden vollständig von der
Maßnahme ausgeschlossen. Die begüns-
tigten Flächen müssen mindestens zehn
Jahre für die Vermietung zu Wohnzwe-
cken dienen. Auch wenn wir uns eine
 generelle Erhöhung der AfA von 2 % auf 
4 % gewünscht hätten, begrüßen wir den
Beschluss der Bundesregierung.

Wesentlicher Inhalt des Entwurfs: 

• Die Sonderabschreibung soll im Jahr
der Anschaffung oder Herstellung und
in dem darauf folgenden Jahr bis zu 10
Prozent, im dritten Jahr bis zu 9 Pro-
zent betragen. 

• Für die Förderung wird die Einhaltung
einer Baukostenobergrenze von 3.000
Euro je Quadratmeter Wohnfläche vo-
rausgesetzt, von der maximal 2.000
Euro je Quadratmeter Wohnfläche ge-
fördert werden. 

• Förderfähig sind nur die Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten, die
anteilig auf die Fläche entfallen, die
zu Wohnzwecken verwendet werden.
Damit werden die Gebäudeteile von
der Förderung ausgeschlossen, die 
z. B. betrieblich genutzt werden. 

• Eine Sonderabschreibung kommt zu-
dem nur in Betracht, wenn Gebäude
neu hergestellt oder als neues Ge-
bäude angeschafft werden. Ein Ge-
bäude ist zum Zeitpunkt der An-
schaffung neu, wenn es bis zum Ende
des Jahres der Fertigstellung ange-
schafft wird. 

• Die Regelung wird auf solche Herstel-
lungsvorgänge beschränkt, für die der
Bauantrag in den Jahren 2016 bis
Ende 2018 gestellt wird. Auch für Fälle
der Anschaffung eines neuen Gebäu-
des wird auf das Datum des Bauantra-
ges abgestellt. Auf den Zeitpunkt der
Fertigstellung kommt es für die Inan-
spruchnahme der Sonderabschreibung
grundsätzlich nicht an. 

• Die begünstigten Flächen müssen min-
destens 10 Jahre nach Fertigstellung
der entgeltlichen Überlassung zu
Wohnzwecken dienen. Ein Verstoß
gegen die Nutzungsvoraussetzung
führt insoweit zur rückwirkenden Ver-
sagung der Sonderabschreibung. 

• Die Sonderabschreibung soll nicht flä-
chendeckend, sondern nur in Gebieten
mit angespannten Wohnungsmärkten
gelten. Die Förderung ist daher auf 
ein ausgewiesenes Fördergebiet be-
schränkt, das an die Mietenstufen des
Wohngelds angeknüpft. Gemeinden
mit Mietenstufen IV bis VI, deren Mie-
tenniveau um mindestens 5 Prozent
oberhalb des Bundesdurchschnitts
liegt, sollen zum Fördergebiet gehören.
Zusätzlich werden auch Gebiete mit
Mietpreisbremse und Gebiete mit ab-
gesenkter Kappungsgrenze in das för-
derfähige Gebiet einbezogen.

STEUERN
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ten unnötig verteuert werden, weil bei
jedem Verkauf – teilweise also mehrfach
– Grunderwerbsteuer fällig wird, z. B.
dann, wenn erst ein Grundstück an einen
Bauträger verkauft wird, der es anschlie-
ßend bebaut und die Eigentumswoh -
nungen weiterverkauft. Inklusive der
Umsatzsteuer, die auf die Bauarbeiten
entfallen, liegt die Steuerlast ganz schnell
über 18 % des Kaufpreises.

Das Institut schlägt vor, analog zur Mehr-
wertsteuer einen Vorsteuerabzug bei
Neubauten einzuführen. Die besonders in
Großstädten oftmals weitergehandelten
Grundstücke werden bei jeder Transak-
tion mit dem vollen Steuersatz belastet,
ehe sie der Bebauung zugeführt werden.
Die für den Grundstückserwerb gezahlte

Erst kürzlich hatten wir Sie informiert,
dass nun ein weiteres Bundesland, näm-
lich Thüringen, den Grunderwerbsteuer-
satz erhöhen wird. Auch in Nieder-
sachsen wird derzeit eine erneute Anhe-
bung diskutiert. 

Wie wir wiederholt berichteten, lag die
Grunderwerbsteuer bis 2006 einheitlich
bundesweit bei 3,5 %. Nach einer Reform
erhöhten alle Bundesländer bis auf Bay-
ern und Sachsen die Steuer auf bis zu 
6,5 %. Laut Institut der Deutschen Wirt-
schaft Köln nehmen die Bundesländer
über 9 Mrd. Euro über die Grunderwerb-
steuer ein. 

Die Studie zeigt auf, dass der Handel mit
Wohnungen gebremst wird und Neubau-

Vorsteuer könnte insofern berücksichtigt
werden, in dem sie auf die weitere Steu-
erzahlung angerechnet wird. 

Die Expertise des 
Instituts der Deutschen Wirtschaft 

(27 Seiten) zur 
„Bedeutung der 

Grunderwerbsteuer für das 
Wohnungsangebot“ 

kann bei der 
Hauptgeschäftsstelle, 

Frau Sabine, 
unter hauer@lbb-bayern.de

angefordert werden.

Studie: Grunderwerbsteuer hemmt Neubau

Mit der Grunderwerbsteuer geht eine neue Studie des Instituts der Deutschen Wirtschaft hart ins Gericht: Die Steuer
behindert dringend benötigte Neubauten und führt zu unnötig hohen finanziellen Belastungen der Bürger.

STEUERN

APRIL MAI JUNI

11 Lohnsteuer 10 Lohnsteuer (mtl.) 10 Einkommensteuer
(14) Kirchenlohnsteuer (13) Kirchenlohnsteuer (mtl.) (13) Kirchensteuer der

Umsatzsteuer Umsatzsteuer (mtl.) Veranlagten
Vergnügungsteuer Vergnügungsteuer § 13 a-Landwirte:

ESt, KiESt
Körperschaftsteuer
Lohnsteuer (mtl.)
Kirchenlohnsteuer (mtl.)
Umsatzsteuer (mtl.)
Vergnügungsteuer

15 Feuerschutzsteuer 17 Feuerschutzsteuer (mtl.) 15 Feuerschutzsteuer (mtl.)
(18) Versicherungsteuer (20) Gewerbesteuer (20) Versicherungsteuer (mtl.)

Grundsteuer
Versicherungsteuer (mtl.)

27 Sozialversicherungs- 27 Sozialversicherungs- 28 Sozialversicherungs-
beitrag beitrag beitrag

Bei verspäteter Steuerzahlung (bis zu 3 Tagen) werden keine Zuschläge erhoben (§ 240 Abs. 3 AO). 
Diese Schonfrist gilt nicht für Barzahlungen und Zahlung per Scheck! 
(Scheck muss spätestens 3 Tage vor dem Fälligkeitstag dem Finanzamt vorliegen)

Die Zahlen in Klammern benennen den letzten Tag der Schonfrist für Steuerzahlungen. 

Steuer- und Sozialversicherungsbeitragstermine April bis Juni 2016



sierung bei Abschlagszahlungen im Jah-
resabschluss 2015 nicht zu berücksichti-
gen, angefangene Arbeiten sind – wie
bisher auch – in Höhe ihrer Herstellungs-
kosten unter den Vorräten auszu weisen. 

Nichtsdestotrotz sind sich die Verbände
weiterhin einig, dass die Sichtweise des
BMF zur Gewinnrealisierung bei Ab-
schlagszahlungen handelsrechtlich gar
nicht haltbar ist. ZDB und Wirtschafts -
verbände fordern daher weiterhin die
 unveränderte Beibehaltung der handels-

Wir berichteten zuletzt im BLICKPUNKT
BAU 07/08 2015, Seite 10 über die Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofs, wonach
die Gewinnrealisierung bei Werkver -
trägen nicht erst bei der Stellung der
Schlussrechnung, sondern schon bei
 Stellung einer Abschlagszahlung entsteht.

Nach intensivem Drängen von ZDB und
ZDH haben sich nun Bund und Länder
wenigstens auf den Teilaspekt „Aufschub“
geeinigt: Danach ist die bekannt ge -
gebene Neuregelung zur Gewinnreali -

rechtlichen Bilanzierungspraxis, der zu-
folge Gewinne aus Werkleistungen erst
nach der Fertigstellung und Abnahme zu
realisieren sind.

Gewinnrealisierung bei Abschlagszahlungen verschoben

Das Bundesfinanzministerium (BMF) besteht nicht mehr auf einer Umsetzung noch im Jahresabschluss 2015. 
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gilt, wenn der Mitarbeiter keine eigene
Fahrzeug-Vollversicherung, sondern der
Arbeitgeber eine Dienstreise-Kaskover -
sicherung für ein Kraftfahrzeug des Ar-
beitnehmers abgeschlossen hat. 

Die anderslautende bisherige Verwal-
tungsanweisung – auf der Grundlage
einer älteren Rechtsprechung des Bundes-
finanzhofs –, wurde mit sofortiger Wir-

Benutzt ein Mitarbeiter für Dienstreisen
sein eigenes Kfz, können anstelle der
 tatsächlichen Fahrtkosten aus Verein -
fachungsgründen auch die pauschalen
Kilometersätze pro gefahrenen Kilometer
erstattet werden. 

Die Finanzverwaltung hat jetzt darauf
hingewiesen, dass die Kilometerpau-
schale in Höhe von 0,30 EUR auch dann

Lohnsteuer – Die Prämienzahlung für eine 
Dienstreise-Kaskoversicherung muss nicht versteuert werden 

Hat ein Arbeitgeber eine Dienstreise-Kaskoversicherung für private Kraftfahrzeuge seiner Arbeitnehmer abgeschlossen,
führt die Prämienzahlung nicht zum Lohnzufluss. 

STEUERN

LBB-Newsletter-Service
Bitte beachten Sie Ihren E-Mail  
Eingang bzw. unsere „Bau-News-
letter“. In unregelmäßigen Abstän-
den senden wir Ihnen aktuelle und
wichtige Informationen aus den
 Bereichen: Baupraxis, Rechts- und
Steuertipps, aktuelle Positionen der
Bayerischen Baugewerbeverbände
zur Baupolitik und Veranstaltungs-
hinweise per E-Mail.

Quelle: fotolia

kung aufgehoben. Nach dieser An wei-
sung konnte in derartigen Fällen nur eine
verminderte Kilometerpauschale steuer-
frei ersetzt werden. 
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Die aktuelle Tabelle 
der Auslandspauschalen 

kann bei 
der Hauptgeschäftsstelle, 

Frau Hauer, 
unter hauer@lbb-bayern.de, 

angefordert werden.

Das BMF-Schreiben ersetzt das bisherige
Anwendungsschreiben. Gegenüber dem
vorherigen Schreiben wurden verschie-
dene Auslandspauschalen angepasst. 

Ferner wurde ein klarstellendes Beispiel
hinzugefügt, das die Höhe der Verpfle-
gungspauschale bei mehrtägigen Aus-
landsreisen in verschiedene Länder mit
zwischenzeitlicher Rückkehr zur Wohnung
bzw. ersten Tätigkeitsstätte erläutert. 

Lohnsteuer – 
Neue Auslandspauschalen bei den Reisekosten

Das Bundesfinanzministerium (BFM) hat ein Anwendungsschreiben zur steuerlichen Behandlung von Reisekosten und 
Reise kostenvergütungen bei betrieblich veranlassten Auslandsreisen ab 1. Januar 2016 veröffentlicht. 

STEUERN

Das Fahrtenbuch müsse eine hinrei-
chende Gewähr für seine Vollständigkeit
und Richtigkeit bieten und mit vertretba-
rem Aufwand überprüfbar sein. Dazu ge-
hört auch, dass das Fahrtenbuch zeitnah
und in geschlossener Form geführt wor-
den ist. Eine mithilfe eines Computerpro-
gramms erzeugte Datei genügt diesen
Anforderungen nur dann, wenn nach -
trägliche Veränderungen an den zu einem
früheren Zeitpunkt eingegebenen Daten
nach der Funktionsweise des verwende-
ten Programms technisch ausgeschlossen
sind.

Die Excel-Tabellen erfüllen die Anforde-
rungen an ein Fahrtenbuch bereits des-
halb nicht, weil sie das ganze Jahr über
als lose Blätter gesammelt und erst am
Jahresende gebunden wurden. Außerdem

Im Rahmen einer Lohnsteuerprüfung bei
einem Arbeitgeber wurde festgestellt,
dass das Fahrtenbuch seines Firmenwa-
gens, den er auch privat nutzen durfte, in
Form eines Diktiergeräts führte. Der Un-
ternehmer diktierte zu Beginn einer Fahrt
den Zweck der Fahrt, das Datum und 
den km-Stand. Unterwegs diktiert er be -
sondere Vorkommnisse (z. B. Staus oder
Straßensperrungen, Umleitungen) und 
am Ende wiederum den km-Stand. Die 
An sagen auf dem Band wurden im
Durchschnitt zweimal wöchentlich in
Excel–Dateien übertragen. Die Blätter
wurden aufbewahrt und am Jahresende
jeweils gebunden. 

Das Finanzgericht Köln entschied jetzt,
dass das Fahrtenbuch nicht anerkannt
werden könne.

sind sie jederzeit änderbar gewesen. Die
vom Kläger besprochenen Kassetten stel-
len ebenfalls kein ordnungsgemäßes
Fahrtenbuch dar, weil sie auch jederzeit
änderbar sind. Die heutigen technischen
Möglichkeiten erlauben es, Bänder zu
verändern, ohne dass ein Bruch erkenn-
bar ist. Außerdem kann jedes einzelne
Band komplett neu besprochen werden.

Das Urteil des 
Finanzgerichtes Köln 

kann bei der Hauptgeschäftsstelle, 
Frau Hauer, 

unter hauer@lbb-bayern.de, 
angefordert werden.

Urteil zum ordnungsgemäßen Fahrtenbuch 

Besprochene Kassetten, die unter Abschreiben der Bänder in Excel-Tabellen übertragen und am Jahresende gebunden
werden, erfüllen nicht die Anforderungen an ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch.
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Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall
Forderungsübergang bei Dritthaftung nach § 6 EFZG

Seit 1. Januar 2016 können im Rahmen des § 6 EFZG neben dem Bruttoarbeits-
lohn für die Lohnzusatzkosten Zuschlagssätze von gerundet 53 % in den alten
Bundesländern bzw. von 41 % in den neuen Bundesländern geltend gemacht
werden.

Zuletzt hatten wir in BLICKPUNKT BAU,
Ausgabe 2, Februar 2015, Seite 13 die
aktualisierten Prozentsätze für die Lohn-
zusatzkosten mitgeteilt, die im Rahmen
des Forderungsübergangs bei Dritthaf-
tung nach § 6 EFZG geltend gemacht
werden können, wenn die Arbeitsunfähig-
keit eines Arbeitnehmers auf dem Ver-
schulden eines Dritten beruht. 

Aufgrund der seit 1. Januar 2016 zu-
grunde zu legenden Sozialversicherungs-
und Sozialkassenbeiträge wurde eine er-
neute Aktualisierung dieser Berechnung
vorgenommen.

Nach dieser Neuberechnung kann seit 
1. Januar 2016 neben dem fortgezahlten
Bruttolohn für die Lohnzusatzkosten ein
Prozentsatz von 

52,96 %
in den alten Bundesländern bzw. von 
40,85 %
in den neuen Bundesländern 

geltend gemacht werden.

Bei dieser Berechnung wurde für die alten
Bundesländer angenommen, dass das 
13. Monatseinkommen auch nach Einfüh-
rung der tariflichen Öffnungsklausel in
voller Höhe gezahlt und nicht für krank-
heitsbedingte Fehltage gekürzt wird.
Wird dagegen von der Öffnungsklausel
Gebrauch gemacht und nur der tarifliche
Mindestbetrag von 780,00 € als 13. Mo-
natseinkommen gezahlt, vermindert sich
der Prozentsatz für die Lohnzusatzkosten
in den alten Bundesländern insgesamt auf
48,42 %.

Weitere Einzelheiten und 
das Berechnungsschema 

zur betriebsindividuellen Errechnung 
für die erstattungsfähigen 

Lohnzusatzkosten finden Sie 
im Internet unter

www.lbb-bayern.de/
Mitgliederbereich/

Arbeits- und Sozialrecht.
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TARIF- UND SOZIALPOLITIK

Quelle: fotolia
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haltung der vertraglichen Frist zum 
31. Dezember 2013.“

Mit ihrer Klage hat die Klägerin die Auf-
fassung vertreten, dass die Kündigung
wegen unzulässiger Altersdiskriminierung
unwirksam sei. Der Wortlaut des Kündi-
gungsschreibens lasse eine Benachtei -
ligung wegen des Alters vermuten, da
darin auf die „Pensionsberechtigung“ ab-
gestellt werde. Die Altersdiskriminierung
zeige sich auch dadurch, dass einer jün-
geren und nicht rentennahen Arbeit -
nehmerin, die ohne weiteres mit ihr
vergleichbar sei, nicht gekündigt worden
sei. Wegen der erlittenen Diskriminierung
sei eine Entschädigung in Höhe eines
Bruttojahresgehalts an sie zu zahlen.

Der Arbeitgeber hat vor Gericht die Auf-
fassung vertreten, dass die Kündigung
wirksam sei. Das Alter der Klägerin stehe
in keinem Zusammenhang mit der Kündi-
gung. Man sei lediglich bemüht gewesen,
die betrieblich notwendige Kündigung
freundlich und verbindlich zu formulieren.

Das Arbeits- und Landesarbeitsgericht
haben die Klage abgewiesen. Vor dem
Bundesarbeitsgericht hatte die Revision
der Klägerin Erfolg. Das Gericht hielt die
Kündigungsschutzklage für begründet. 

Das Urteil hat folgende 
praktische Auswirkungen:

Beschäftigungsverhältnisse unterliegen
nur dann dem Kündigungsschutzgesetz,
wenn in dem Betrieb in der Regel mehr als
10 Arbeitnehmer beschäftigt werden und
das Arbeitsverhältnis zum Zeitpunkt des
Zugangs der Kündigung in demselben
Betrieb oder Unternehmen ohne Unterbre-
chung länger als sechs Monate bestan-
den hat. In diesem Fall müssen die engen
Voraussetzungen für die Begründetheit
einer ordentlichen Kündigung beachtet
werden. Aber auch bei Beschäftigungs-
verhältnissen, die nicht unter das Kün -
digungsschutzgesetz fallen, ist es dem
Arbeitgeber verwehrt, willkürliche Kün -
digungen auszusprechen. In diesem Fall
sind Arbeitnehmer vor einer sitten- oder
treuwidrigen Ausübung des Kündigungs-
rechtes geschützt. Besonders zu beachten
ist in diesem Zusammenhang das Allge-
meine Gleichbehandlungsgesetz (AGG).

In dem vom Bundesarbeitsgericht am 23.
Juli 2015 entschiedenen Fall hatte der Ar-
beitgeber in dem Kündigungsschreiben u.
a. Folgendes ausgeführt:

„Seit über 20 Jahren gehen wir nun be-
ruflich zusammen gemeinsame Wege.
Wir haben in dieser Zeit viel erlebt, auch
manche Veränderung. Inzwischen bist du
pensionsberechtigt und auch für uns be-
ginnt ein neuer Lebensabschnitt. (...) Wir
kündigen deshalb das zwischen uns 
bestehende Arbeitsverhältnis unter Ein -

Bereits mit Urteil vom 19. Dezember 2013
– 6 AZR 190/12 – hat das Bundesarbeits-
gericht ausgeführt, dass eine ordentliche
Kündigung, die einen Arbeitnehmer – auf
den das Kündigungsschutzgesetz (noch)
keine Anwendung findet – aus einem in 
§ 1 AGG genannten Grund diskriminiert,
unwirksam ist. 

In der Entscheidung vom 23. Juli 2015
macht das Bundesarbeitsgericht zudem
deutlich, dass der Hinweis auf die „Pen-
sionsberechtigung“ im Kündigungsschrei-
ben vermuten lasse, dass das Alter
jedenfalls auch ein Motiv für die Kündi-
gung war und die Klägerin eine weniger
günstige Behandlung unmittelbar wegen
des Alters erfahren habe. Dies zeigt, dass
die Formulierung einer Kündigung sorg-
fältig erfolgen sollte. In einem Kündi-
gungsschreiben müssen die Kündigungs-
gründe grundsätzlich nicht aufgeführt
werden (Ausnahme z. B. § 22 Abs. 3 BBiG).

Weitere Informationen 
zu der Entscheidung 

des Bundesarbeitsgerichts 
vom 23. Juli 2015 

finden Sie im Internet 
www.lbb-bayern.de/
Mitgliederbereich/

Arbeitsrecht.

Kündigung im Kleinbetrieb 
wegen Altersdiskriminierung unwirksam

Auch im Kleinbetrieb kann eine Kündigung rechtswidrig sein, obwohl das Kündigungsschutzgesetz nicht gilt. Der Hinweis
auf die Möglichkeit eines Rentenbezuges in dem Kündigungsschreiben ist altersdiskriminierend und kann deshalb nach
Auffassung des Bundesarbeitsgerichts zur Unwirksamkeit der Kündigung führen (Urteil vom 23. Juli 2015, 6 AZR 457/14).

TARIF- UND SOZIALPOLITIK

www.lbb-bayern.de

Auf unserer Homepage finden Sie
auch die Ausgaben von Blickpunkt
Bau sowie unsere Tarifsammlung-
online im Mitgliederbereich. 

Schauen Sie doch mal rein!
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mangel, das erwartete Umsatzwachstum
von 3 % in der Bauwirtschaft sowie die
stabilisierende Wirkung steigender Ein-
kommen auf die Konjunktur. 

Sonstige Forderungen:
Darüber hinaus hat die Bundestarifkom-
mission der IG BAU folgende Forderun-
gen für die Tarifrunde 2016 beschlossen: 

• Verbesserung der Unterkunftsregelung
für weit vom Wohnort entfernte Bau-
stellen 

• Bezahlung des 24. und 31. Dezember 
• Einführung eines Mindestlohnes 2 im

Osten.

Zudem lehnt es die IG BAU ab, Flücht-
linge als „Dauerpraktikanten“ aus dem
tariflichen oder gesetzlichen Mindestlohn
auszunehmen. 

Reaktion der Arbeitgeberseite:
Der Vorsitzende des ZDB-Ausschusses für
Sozial- und Tarifpolitik und diesjährige
Verhandlungsführer der Arbeitgeberseite,
Dipl.-Kfm. Frank Dupré, hat unmittelbar
nach Bekanntwerden der Lohnforderung

Im Anschluss an die Sitzung der Bundes-
tarifkommission der IG BAU hat der stell-
vertretende Bundesvorsitzende Dietmar
Schäfers in einer Pressekonferenz die
 Forderungen der Gewerkschaft für die
diesjährigen Tarifverhandlungen im Bau-
hauptgewerbe bekanntgegeben. 

Entgeltforderung:
Wie der Presseverlautbarung der IG BAU
entnommen werden kann, fordert diese
eine Erhöhung der Löhne und Gehälter
um 5,9 % für 12 Monate. Darüber hinaus
fordert die Gewerkschaft eine Erhöhung
der Ausbildungsvergütungen um monat-
lich 100,00 € für jedes Ausbildungsjahr
und weitere Angleichungsschritte der
Ost- an die Westlöhne.

Zur Begründung dieser Entgeltforderung
führt Herr Schäfers in der Presseverlaut-
barung Folgendes aus:

„Die Bauwirtschaft läuft rund. Es besteht
kein Grund zur Bescheidenheit. Die Be-
schäftigten müssen an der guten Entwick-
lung fair beteiligt werden.“ Die IG BAU
verweist weiterhin auf den Fachkräfte-

der Gewerkschaft in einer Presseerklä-
rung deutlich gemacht, dass die Gewerk-
schaft unerfüllbare Erwartungen wecke.
Insbesondere aufgrund der niedrigen
Umsatzrenditen und Inflationsraten sei
die Lohnforderung nicht gerechtfertigt.
Zudem würden die Billiglohnkonkurrenz
und die zunehmende Zahl von Schein-
selbstständigen am Baumarkt nach wie
vor auskömmliche Preise bei vielen Auf-
trägen verhindern.

Kündigungsschreiben eingegangen:
Mit Schreiben vom 16. Februar 2016 hat
die Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-
Umwelt fristgerecht die Lohn- und Ge-
haltstarifverträge zum 30. April 2016
gekündigt.

Verhandlungsauftakt 
ist am 15. März 2016 in Berlin. 

Lohn- und Gehaltsverhandlungen 2016

Die Bundestarifkommission der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt hat am 16. Februar 2016 die Kündigung der
Lohn- und Gehaltstarifverträge sowie die Forderung einer Tariferhöhung von 5,9 % beschlossen.

TARIF- UND SOZIALPOLITIK
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Gehaltsgebundene Kosten zum 01.01.2016

Neben den Lohnzusatzkosten für den Tarifstand 01.01.2016 (vgl. BLICKPUNKT
BAU 02/2016 Seite 12 und Beilage) stellen wir auch für die Kalkulation der
Gehaltsgebundenen Kosten Musterberechnungen zur Verfügung.

Für die alten Bundesländer ergeben sich für den Tarifstand 01.01.2016 die folgenden
Werte:

• Kalkulation, wenn in die Mittellohnbe-
rechnung Poliere und/oder Angestellte
einbezogen werden („Kosten eines
 Poliers pro geleisteter Arbeitsstunde“); 

• Kalkulation von Polier- oder Bauleiter-
kosten als Teil der Baustellengemeinkos-
ten (z. B. „Höhe der Baustellengemein-
kosten bei 5-monatiger Bauzeit“).

Ein Muster für die Berechnung der 
Gehaltsgebundenen Kosten 

auf Basis Tarif Gruppe A VIII 
zum Stichtag 1. Januar 2016 

finden Sie im Internet 
unter www.lbb-bayern.de 

im Mitgliederbereich 
in der Rubrik „Betriebswirtschaft“.

Soweit es sich bei den für die Ermittlung
verwendeten Werten nicht um gesetzliche
oder tarifliche Vorgaben handelte, lagen
den Berechnungen Durchschnittswerte zu-
grunde, die an regionale und firmenindi-
viduelle Gegebenheiten anzupassen sind.

Der Zuschlagsatz für die Gehaltszusatz-
kosten wird immer dann benötigt, wenn
für die Arbeit von Bauleitern, Polieren
oder Angestellten die Kosten pro Stunde,
Tag oder Monat berechnet werden 
sollen. 

Das ist z. B. der Fall bei der 

• Abrechnung nach Stundenaufwand für
Bauleiter, Poliere oder Angestellte
(„Preis einer Polierstunde“); 

GEHALTSZUSATZKOSTEN IN %

Poliere Poliere Angestellte
tatsächlich aufsichtsführend

67,67 71,44 59,03

Quelle: fotolia
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Aber wie spart man da Zeit?

Schmitz: Preisinformationen bzw. Ange-
botsgespräche zu führen kostet nun ein-
mal jeden Unternehmer Zeit. Statt also
mehrere Einkaufsgespräche zu führen und
die Konditionen vergleichen zu müssen,
erhalten Sie die Informationen bei uns mit
einem Anruf oder Mausklick. Durch un-
sere Großkundenverträge verfügen wir
über Konditionen, die mittelständische
Unternehmen alleine gar nicht aushan-
deln können.

Was kosten diese Leistungen?

Schmitz: Bei uns Kunde zu werden kostet
keinen Cent. Auch unsere Leistungen sind
für die Mitgliedsbetriebe des LBB´s kos-
tenfrei. Lediglich bei der Beanspruchung
der BAMAKA KFZ- und Nutzfahrzeug-
verträge erheben wir eine geringe Bear-
beitungsgebühr für das Ausstellen der
BAMAKA-Abrufscheine.

Wie ist es möglich, dass unsere Mit-
glieder beispielsweise einen VW Craf-
ter mit einem BAMAKA-Nachlass von
34 % kaufen können – und dies bei
jedem örtlichen Volkswagen Nutzfahr-
zeug-Händler?

Schmitz: Über unser Volkswagen-Mar-
kenflottenabkommen (Marken: Audi,
Seat, Skoda, VW und VW-Nutzfahr-
zeuge) wurden vergangenes Jahr über
3.000 Fahrzeuge gekauft. Über alle Her-
steller im Markt wurden mehr als 5.300
KFZ und leichte Nutzfahrzeuge gekauft.
Diese Mengen schlagen sich eben auch
bei den Konditionen nieder. Einzigartig in
Deutschland ist unser Abkommen mit
Mercedes Benz, hier erhalten unsere Kun-
den ebenfalls sehr interessante Nachlässe
auf alle PKW sowie die V-Klasse und den
Citan. 

Was ist die BAMAKA?

Schmitz: Wir sind deutschlandweit die
führende Einkaufsgesellschaft der Bau-
wirtschaft. Über 50.000 angeschlos-
sene Unternehmen können mittlerweile
durch ihre Verbandsmitgliedschaft unsere
Dienstleistung nutzen. 

Wie viele Betriebe 
des LBB haben sich seit dem 
bei Ihnen registriert?

Schmitz: Von den knapp 3.200 Mit-
gliedsbetrieben des LBB haben sich
 bereits über 40% bei der BAMAKA re-
gistriert! Das ist eine gute Quote, aber
noch ausbaufähig.

Welche Vorteile bietet 
die BAMAKA 
unseren Mitgliedsbetrieben?

Schmitz: Ihre Mitglieder sparen mit uns
Geld und Zeit. Mit der BAMAKA können
sie Einsparungen von bis zu 50 Prozent
Ihrer Beschaffungskosten erzielen. Aktuell
stehen über 150 verschiedenste Großkun-
denverträge zur Verfügung.

Und wie sieht es bei 
anderen Produkten aus?

Schmitz: Besonders beliebt sind unsere
drei Tankkarten von Aral, euroShell und
DKV. Zurzeit sparen unsere Kunden bei
jedem Liter Diesel bis zu 3,39 Cent. Über
25 Millionen Liter Diesel wurden in 2015
abgesetzt. Auf unserer elektronischen Be-
stellplattform (zu finden im Kundenbe-
reich unter www.bamaka.de ) befinden
sich aktuell über 350.000 bedarfsge-
rechte Handelsprodukte für rund um die
Baustelle und das Büro. Wir konnten
namhafte Hersteller wie: Apple, Bosch,
Elten, metabo, mascot, Staples, Kärcher,
Nilfisk, Krause, Günzburger etc. von einer
Partnerschaft mit der BAMAKA überzeu-
gen. 

Das hört sich ja sehr interessant an!
Was müssen die restlichen 60 % un -
serer LBB-Betriebe machen um die-
sen exklusiven Mitgliederservice bean-
spruchen zu können? 

Schmitz: Einfach mit der BAMAKA Ver-
einbarung registrieren! Diese liegt dieser
Verbandszeitschrift bei. Nach Registrie-
rung übermitteln wir einen persönlichen
Zugang zu bereits erwähnten geschlos-
senen Kundenbereich auf unserer Home-
page. Unsere Mitarbeiter unterstützen bei
allen Fragen rund um unserer Verträge,
auch bei der Bestellung in der Bestell-
plattform. Wie ich schon sagte: Der BA-
MAKA-Kunde soll beim Einkauf auch Zeit
sparen. 

Beim Einkauf über die BAMAKA kann man 
deutlich Zeit und Geld sparen 

Unsere Fragen an den Vertriebsleiter der BAMAKA AG, Herrn Oliver Schmitz:

WIRTSCHAFT
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Die Pflicht, einen Lagebericht aufzustel-
len, besteht grundsätzlich für alle mittel-
große und große Kapitalgesellschaften,
also bei 

• Umsatzerlösen über € 9,68 Mio. 
• einer Bilanzsumme über € 4,84 Mio. 
• einer Arbeitnehmerzahl über 50 

(Mindestens zwei der 
drei Kriterien müssen erfüllt sein.) 

Ab dem Jahresabschluss 2016 gelten hö-
here Schwellenwerte (Umsatzerlöse: über
€ 12 Mio. p.a., Bilanzsumme: über € 6
Mio., AN-Zahl: über 50). 

Die höheren Schwellenwerte dürfen frei-
willig bereits ab dem Jahresabschluss
2014 angewendet werden.

Bei dem Mustertext für den Lagebericht
eines Bauunternehmens basieren die
 Abschnitte „Marktumfeld Baubranche
2015“ und „Prognose Branchenaussich-
ten 2016“ auf dem Geschäftsbericht des
ZDB. Für die Abschnitte „Geschäftsver-
lauf 2015“ sowie „Prognose Aussichten
2016“ sind am Beispiel eines fiktiven Un-
ternehmens die wesentlichen Bestandteile
eines Lageberichts dargestellt worden. 

Grundsätzlich fällt der Musterbericht ver-
gleichsweise lang aus. Das liegt daran,
dass er vor allem als Informationsquelle
und „Ideengeber“ für diejenigen dienen
soll, die für ihr Unternehmen den Lagebe-
richt verfassen müssen. Es ist davon aus-
zugehen, dass die berichterstattenden
Betriebe die für sie relevanten Aspekte
daraus auswählen. 

Während der Jahresabschluss vergan-
genheitsorientiert ist, hat der Lagebericht
in erster Linie die Aufgabe, über die Zu-
kunftsaussichten zu informieren. 

Den Mustertext finden Sie 
im Internet unter 

www.lbb-bayern.de 
im Mitgliederbereich in der 
Rubrik „Betriebswirtschaft“.

Bilanz 2015 – Lagebericht eines Bauunternehmens 

Der Zentralverband Deutsches Baugewerbe (ZDB) hat beispielhaft für ein Bauunternehmen einen Lagebericht mit
 Angaben zur Markt- und Branchenentwicklung entworfen.

die derzeitigen Pilotprojekte des Ministe-
riums deutlich erweitert werden, um dann
über alle Planungs- und Bauphasen hin-
weg Erfahrungen sammeln zu können.
Weitere Pilotprojekte bei den Verkehrs-
trägern Schiene, Straße und Wasser-
straße, die ab 2017 auf dem definierten
Leistungsniveau durchgeführt werden sol-
len, sind dafür in Planung. 

Das Ministerium wird diese mit Mitteln in
zweistelliger Millionenhöhe unterstützen.
In der dritten Stufe („Implementierung“,
ab 2020) soll BIM im Zuständigkeitsbe-
reich des Bundesverkehrsministeriums bei
neu zu planenden Projekten „der Stan-
dard“ sein.

„Wir starten eine Offensive zur Digitali-
sierung der Baubranche“. Mit modernsten
digitalen Methoden sollen Bauprojekte
effizienter und im Zeit- und Kostenrahmen
realisiert werden. Wir werden Planen und
Bauen mit BIM für unsere Infrastrukturpro-
jekte ab 2020 verbindlich machen. Mit
Pilotprojekten optimieren wir den Einsatz
dieser Planungsmethoden“ so Dobrindt. 

Der Stufenplan sieht in der ersten Stufe
(„Vorbereitungsphase“, bis Mitte 2017)
die Erarbeitung von Leitfäden, Check -
listen und Muster vor. Hierfür stellt das
Bundesverkehrsministerium Mittel in Mil-
lionenhöhe bereit. In der zweiten Stufe
(„Pilotphase“, Mitte 2017-2020) sollen

Der Stufenplan setzt damit einen Teil des
Aktionsplans Großprojekte um, der am 
9. Dezember vom Bundeskabinett be-
schlossen wurde.

Was unter BIM genau 
zu verstehen ist 

erläutert unsere Beilage 
Unternehmer-Info 
im Heft 12/2015.

Stufenplan zur Einführung von Building Information Modeling (BIM)

Bundesverkehrsminister Alexander Dobrindt hat auf dem „Zukunftsforum digitales Planen und Bauen“ Ende letzten Jahres
in Berlin die Pläne der Bundesregierung zur Einführung von Building Information Modeling (BIM) bei der Planung und
Realisierung großer Verkehrsprojekte vorgestellt. 

WIRTSCHAFT
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Auch wenn diese Zahlen für abzuge-
bende Angebote nicht unmittelbar ver-
wendet werden können, bieten sie doch

Damit soll ein Überblick über die Ent-
wicklung dieser Kosten in der jüngsten
Vergangenheit vermittelt werden. 

– je nach Einzelfall – brauchbare An-
haltspunkte.

Entwicklung der Baumaterialpreise

Die nachfolgende Übersicht enthält auszugsweise wichtige vom Statistischen Bundesamt veröffentlichte Preismessziffern
für Baumaterialen im Bereich der Metallerzeugnisse.

INDEX 2010 = 100 VERÄND. IN %
NOVEMBER 2015

SEPTEMBER OKTOBER NOVEMER GEGENÜBER
2015 2015 2015 NOVEMBER 2014 

Metalle 96,2 95,4 93,8 – 6,3

Roheisen, Stahl und Ferrolegierungen 91,3 89,4 87,5 – 9,6

Warmgewalzte Flach- und Langerzeugnisse;
Walzdraht, Betonstahl, 
warmgewalzte und geschweißte Profile 89,0 86,1 84,0 –11,6

Bandstahl mit einer Breite v. weniger als 600 mm 92,2 91,7 90,1 – 5,8

Breitflachstahl, Quartoblech  

Betonstahl Stäbe, warmgewalzt

Stab- und Flachstahl (warmgewalzt) 
aus ungeliertem Qualitätsstahl

Stab- und Flachstahl (warmgewalzt) 
aus nichtrostendem o. a. legiertem Stahl 

Schwere Profile, Formstahl (ohne Breitflansch-
träger) aus unlegiertem Stahl, 80 mm u. m. 

Schwere Profile, Breitflanschträger, 
aus ungeliertem Stahl, 80 mm u. m. 

Kaltgewalzte und oberflächenveredelte Flach-
erzeugnisse, mit einer Breite von 600 mm o. mehr 

Kaltgewalztes Blech in Rollen o. Tafeln,
mit einer Breite von 600 mm oder mehr 
aus unleg. Stahl

Stahlrohre, Rohrform-, Rohrverschluss- und 
Rohrverbindungsstücke aus Eisen oder Stahl 

Rohre und Hohlprofile aus Eisen oder Stahl

Spannstahl

Kaltgezog. Draht aus nicht rostendem Stahl

NE-Metalle und Halbzeug daraus 

Halbzeug aus Kupfer und Kupferlegierungen 

Gießereierzeugnisse

Teile aus nicht verformbaren Gusseisen

86,2

87,7

102,0

96,3

74,1

78,4

90,7

85,6

100,0

96,2

98,9

103,8

97,2

93,9

104,8

104,5

83,7

81,8

101,2

91,1

73,2

76,4

89,5

83,4

99,9

97,2

98,8

103,6

97,3

93,9

104,2

104,3

82,9

77,0

100,0

90,5,

72,2

75,5

88,7

82,6

99,1

96,4

98,8

103,3

95,0

91,2

104,0

104,1

–13,0

–18,4

– 4,9

– 9,0

– 5,2

– 5,2

– 7,3

–10,6

– 4,3

– 5,3

– 0,7

– 0,9

– 6,3

– 9,1

– 0,2

– 2,0

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 17/Reihe 2
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In Bayern betrug die Zahl der Insolven-
zen im 3. Quartal 2015 im Bauhauptge-
werbe 44. Das entspricht der Zahl im
Vergleich zum Vorjahreszeitraum. 

In den neuen Bundesländern betrug die
Zahl der Insolvenzen im 3. Quartal 2015
im Bauhauptgewerbe 81. Das entspricht
einer Zunahme von 3,8 % im Vergleich
zum Vorjahreszeitraum.

Die Entwicklung der Insolvenzen im Bau-
gewerbe kann der unten abgedruckten
Tabelle entnommen werden.

Insolvenzen im Bauhauptgewerbe

Im 3. Quartal 2015 wurden in den alten Bundesländern 298 Insolvenzen im Bauhauptgewerbe registriert. Das waren
13,9 % weniger als im entsprechenden Vorjahreszeitraum.

WIRTSCHAFT

2014 2015

QUARTALE 1. VJ. 2. VJ 3. VJ. 4. VJ 1. VJ 2. VJ 3. VJ 4. VJ

Deutschland 441 417 424 366 385 436 379

Alte Bundesländer 321 338 346 289 306 352 298

Neue Bundesländer (einschl. Berlin) 120 79 78 77 79 84 81

davon: Bayern 29 39 44 45 32 41 44

Quelle: fotolia
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CoC-Zertifizierung – Überwachung 
der Lieferkette in der Holzwirtschaft

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit –
BMUB hat im Dezember 2015 klargestellt, dass bei öffentlichen Ausschreibungen
für Baumaßnahmen des Bundes bei der Beschaffung von Holzprodukten die
Bieter eine lückenlose Nachweiskette des beschafften Holzes (Chain of Custody
– oder CoC) des jeweiligen Betriebes erforderlich ist. Der Nachweis der Zerti-
fizierung des jeweils verwendeten Holzes bzw. Holzproduktes reiche nicht aus. 

Ziel des BMUB ist es, weltweit den illega-
len Holzhandel zu bekämpfen und eine
nachhaltige Waldbewirtschaftung zu er-
reichen. Basierend auf dem Erlass zur
 Beschaffung von Holzprodukten wurde
auch das Formblatt 248 im VHB Bund
geändert, das ab 01.07.2016 verbindlich
anzuwenden ist. Dadurch soll sicherge-
stellt werden, dass nur Unternehmen zur
Angebotsabgabe aufgefordert werden
oder den Zuschlag erhalten, die zertifi-
ziert sind oder einen geprüften Einzel -
nachweis vorlegen können. 

Der Zentralverband des Deutschen Bau-
gewerbes hat hierzu mit dem Bundes -
verband Garten-, Landschafts- und
Sportplatzbau in einem gemeinsamen
Schreiben an das BMUB die Auffassung
vertreten, dass dies zu unverhältnismäßi-
gem Aufwand und Kosten für zehntau-
sende kleine und mittlere Unternehmen
führt, ohne dass der Nutzen der zusätz-
lichen Zertifizierung erkennbar wäre. Ob
das BMUB zukünftig seine Vorgaben kor-
rigiert, ist derzeit noch nicht absehbar. 

Welche Möglichkeiten der 
lückenlosen Nachweispflicht gibt es?

Grundsätzlich bestehen 
vier Nachweismöglichkeiten:

1. Die CoC-Zertifizierung
Sie bestätigt, dass der Betrieb nur
FSC- und/oder PEFC-zertifizierte Holz-
produkte verwendet und hierfür ein
 betriebliches Instrument zur Überwa-
chung der Lieferkette vorhält. 

2. Einzelnachweis, dass eine andere Zer-
tifizierung den im jeweiligen Herkunfts-
land geltenden Standards von FSC und
PEFC entspricht. Der Nachweis muss
vom Thünen-Institut oder vom Bundes-
amt für Naturschutz geprüft werden. 

3. Einzelnachweis, dass die Holzpro-
dukte den im jeweiligen Herkunftsplan

geltenden Standards von FSC und
PEFC entsprechen. Der Nachweis muss
ebenfalls vom Thünen-Institut oder vom
Bundesamt für Naturschutz geprüft
werden. 

4. Bei Weitervergabe der Leistungen an
Nachunternehmer können dessen Zer-
tifizierungen/Prüfnachweise vorgelegt
werden. 

Für wen kommt eine 
CoC-Zertifizierung in Betracht?

Der LBB hat auf der Grundlage der der-
zeit vorliegenden Dokumente eine vor -
läufige Einschätzung vorgenommen, für
welche Betriebe eine CoC-Zertifizierung
zukünftig sinnvoll erscheint. 

Betriebe, die bei öffentlichen Aufträgen
regelmäßig Holzprodukte übereignen,
fahren voraussichtlich zukünftig mit einer
CoC-Zertifizierung besser als mit Einzel -
nachweisen. Schlüsselfertigbetriebe oder
Betriebe, die Holzbauleistungen weiter-
vergeben, sollten bei Nachunternehmer-
vergaben eine entsprechende Nachweis-
erbringung verlangen. 

Beispiele aus dem Baugewerbe: 
• Zimmerer- und Schreinerbetriebe, 
• Parkettleger, 
• Trockenbaubetriebe, die Holztüren

oder Bekleidungen aus Holzprodukten
einbauen, wenn der CoC-Nachweis
nicht vom Nachunternehmer erbracht
wird, 

• Rohbaubetriebe, die in ihre Baukon-
struktionen Holzkonstruktionen wie
Dachstühle oder Holzbinder einbauen,
wenn der CoC-Nachweis nicht vom
Nachunternehmer erbracht wird, 

• Tiefbaubetriebe, die Holzpfähle setzen
(z. B. im Grund und Wasserbau),

• Schlüsselfertigbetriebe, wenn die CoC-
Nachweise nicht vom Nachunterneh-
mer erbracht werden. 

TECHNIK

TECHNIK
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gültiges Zertifikat verfügen oder einen
Einzelnachweis des Thünen-Instituts in
Hamburg oder des Bundesamtes für Na-
turschutz in Bonn vorlegen können. 
Ab 01.07.2016 müssen Betriebe zur Teil-
nahme an öffentlichen Ausschreibungen
des Bundes CoC-zertifiziert sein oder
einen Einzelnachweis vorlegen. 

Auch der Freistaat Bayern wird die neuen
Vorgaben umsetzen. Bereits seit geraumer
Zeit werden bei Baumaßnahmen einiger
ambitionierter Städte und Kommunen
derartige Forderungen gestellt. Es ist also
nicht auszuschließen, dass – selbst wenn
das BMUB seine Auslegung zurückzieht
– eine Nachfrage nach praxisgerechter
CoC-Zertifizierung besteht. Einzelne Un-
ternehmen haben sich bereits z.B. durch
den TÜV zertifizieren lassen. Umwelt -
verbände, die diese neue Umweltbüro -
kratie gefordert und auf dem Klageweg
durchgesetzt haben, haben ihnen nahe-
stehenden Zertifizierungsorganisationen,
die bereits entsprechende Produkte an-
bieten. 

Zert-Bau plant ihr 
Zertifizierungsangebot zu erweitern

Um der Nachfrage nach einem baupra-
xisgerechten Angebot für CoC-Zertifizie-

Wer ist von der CoC-Zertifizierung
nicht betroffen?

Betriebe, die lediglich Holzprodukte ver-
wenden um Baukonstruktionen zu erstel-
len, die nicht im Bauwerk verbleiben.

Beispiele aus dem Baugewerbe:
• Hochbaubetriebe, die Holzschalung

für das Erstellen von Betonkonstruk -
tionen verwenden und diese nicht im
Bauwerk verbleiben,

• Tiefbaubetriebe, die hölzerne Verbau-
konstruktionen und -beläge verwenden,

• Stuckateure, die Holzplanken für ihre
Gerüste verwenden,

• Fliesenleger, die Holzkeile für das 
vorübergehende Fixieren von Fliesen
und Werksteinen verwenden.

Fristen für die Einführung der 
CoC-Zertifizierung bei Bundesbauten

Soweit auftragsspezifisch genügend Un-
ternehmen über ein gültiges Zertifikat
 verfügen, so dass ein Wettbewerb ge-
währleistet ist, sind laut Erlass vom De-
zember 2015 ab dem 01.04.2016 bei
Bauprojekten des Bundes in beschränkten
Ausschreibungen (ohne Teilnahme Wett-
bewerb) und freihändigen Vergaben nur
Unternehmen aufzufordern, die über ein

rungen entsprechen zu können, werden
seitens der Zert-Bau derzeit die notwen-
digen Voraussetzungen für eine Akkredi-
tierung in diesem Bereich gestellt, ohne
den eine Zertifizierung nicht vorgenom-
men werden kann.

Praxistipp: 
Die baugewerbliche Organisation
kann Synergieeffekte ermöglichen,
wie z. B. kostengünstige Gruppen-
zertifikate. Betriebe, die das nutzen
möchten und eine CoC-Zertifizie-
rung unter den gegebenen Um -
ständen als sinnvoll erachten,
wenden sich bitte per Email an
techmer@lbb-bayern.de unter dem
Betreff „CoC-Zertifizierung“.

Hinweis: 
Das Schreiben des BMUB vom 
8. Dezember 2015 zur Auslegung
des Erlasses zur Beschaffung von
Holzprodukten mit CoC-Zer tifi -
zierung sowie das geänderte Form-
blatt 248 im VHB finden Sie auf
unserer Homepage unter www.lbb-
bayern.de/Bautechnik im LBB-Mit-
gliederbereich.

dere Nutzungen“ um den Abschnitt 7.1
„Lüftungsanlagen zur Be- und Entlüf-
tung von Wohnungen bzw. abge-
schlossenen Nutzungseinheiten max.
200 m2“, den Abschnitt 7.2 „Lüftungs-
anlagen mit Ventilatoren für die Lüf-
tung von Bädern und Toilettenräumen“
und den Abschnitt 7.3 „Lüftung von
nichtgewerblichen Küchen“, 

4. Klassifizierungen wurden auf europäi-
sche Bezeichnungen umgestellt, 

5. Aktualisierung der technischen Regel:
DVGW „G 631: März 2012 – Instal-
lation von gewerblichen Gasgeräten
in Bäckerei und Konditorei, Fleischerei,
Gastronomie und Küchen, Räucherei,
Reifung, Trocknung sowie Wäscherei“
sowie 

Die wesentlichen Änderungen 
im Überblick: 

1. Ergänzung im Abschnitt 4 „Anforde-
rungen an die Feuerwiderstandsfähig-
keit von Lüftungsleitungen und Absperr-
vorrichtungen von Lüftungsanlagen“
um den Abschnitt 4.1 „Grundlegende
Anforderungen“ und den Abschnitt 4.2
„Anwendungs- und Ausführungsbe-
stimmungen für die Verwendung“, 

2. Ergänzung des Abschnittes 5.1.1 „Lüf-
tungsleitungen mit erhöhter Brand-, Ex-
plosions- oder Verschmutzungsgefahr
sowie mit chemischer Kontamination“
um die chemischen Kontaminationen, 

3. Aufgliederung und Ergänzung in Ab-
schnitt 7 „Lüftungsanlagen für beson-

6. Ergänzung der schematischen Darstel-
lungen Nr. 6 „Lüftungsanlagen für be-
sondere Nutzungen“ um das Bild 6.1
„Lüftungsanlagen zur Be- und Entlüf-
tung von Wohnungen bzw. abge-
schlossene Nutzungseinheiten max.
200 m2“.

Unter www.lbb-bayern.de im Mit-
gliederbereich/Bautechnik finden
Sie die neue Muster-Richtlinie mit
Stand vom 11. Dezember 2015,
kommentiert mit Änderungen zum
Stand vom 29.09.2005. 

Muster-Lüftungsanlagen-Richtlinie M-LüAR geändert

Die Fachkommission Bauaufsicht der Bauministerkonferenz hat mit Beschluss vom 11.12.2015 die Muster-Richtlinie über
brandschutztechnische Anforderungen an Lüftungsanlagen (Muster-Lüftungsanlagen-Richtlinie M-LüAR) geändert. Sie
wurde vom Deutschen Institut für Bautechnik (DIBt) als amtliche Mitteilung vom 10.02.2016 veröffentlicht.

TECHNIK
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LBB-Umfrage zur baugewerblichen 
Berufsausbildung zeigt Handlungsbedarf auf

Im Dezember 2015 und Januar 2016 wurde vom LBB eine detaillierte und um-
fangreiche Umfrage zur beruflichen Ausbildung im Bayerischen Baugewerbe
durchgeführt. An der Umfrage haben sich insgesamt 461 Betriebe beteiligt,
davon 325 Betriebe, die ausbilden und 136 Betriebe, die nicht ausbilden. Die
Umfrage ist damit repräsentativ.

Folgende Erkenntnisse lassen sich aus der
Umfrage ableiten.

Struktur der teilnehmenden Betriebe

Die durchschnittliche Mitarbeiterzahl
aller 461 Betriebe beträgt 17,6. In den
461 Betrieben werden im Mittel 3,5 Mit-
arbeiter mit Führungsaufgaben betraut.
Damit kommen auf eine gewerbliche Füh-
rungskraft 4 gewerbliche Mitarbeiter. Die
325 Ausbildungsbetriebe beschäftigen im
Mittel 2 Auszubildende. 85 % der ant-
wortenden Betriebe bilden im Hochbau
aus. 

Nachwuchsmangel ist häufigster
Grund für Betriebe, nicht auszubilden

Die 126 Betriebe, die nicht ausbilden,
haben als häufigste Gründe hierfür ge-
nannt (Mehrfachnennung war möglich): 
• Wir konnten keine Auszubildenden re-

krutieren, obwohl wir Auszubildende
angeworben haben (73 Betriebe), 

• der organisatorische Aufwand für die
Ausbildung ist zu hoch (48), 

• wir können keine angemessene be-
triebliche Ausbildung leisten (47),

• die Auszubildenden sind zu wenig im
Betrieb (42), 

• Auszubildende lassen sich schlecht in
die Arbeitsabläufe integrieren (38). 

Auszubildende im Baugewerbe sind 
in der Regel 17 Jahre oder jünger

Nach wie vor beginnen 81 % aller Aus-
zubildenden ihre Lehre mit 17 oder weni-
ger Jahren. Auszubildende, die älter als
20 Jahre sind, sind im Baugewerbe die
Ausnahme (2,5 %).

Bewerbungszeugnisse haben 
sich deutlich verschlechtert

Die Mehrheit der Betriebe stellt eine deut-
liche Verschlechterung der Schulnoten im
Bewerbungszeugnis fest. Besonders pro-
blematisch sind offensichtlich Defizite im
Rechnen und Zeichnen. Schreiben und
Lesen in deutscher Sprache sowie Inte-
resse und Motivation am Erlernen der
fachlichen und theoretischen Ausbil-
dungsinhalte sowie handwerkliches Ge-
schick haben sich dagegen nur gering-
fügig verschlechtert. Auch die körperli-
chen Voraussetzungen für eine Ausbil-
dung im Baugewerbe haben sich gering-
fügig verschlechtert. 

Qualität der Ausbildung
in den Berufsschule wird 
überwiegend positiv eingeschätzt

Problematische Rahmenbedingungen für
das Absolvieren einer baugewerblichen

BERUFSBILDUNG
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• 73 % sind für eine Anrechnung der be-
trieblichen Leistungen in die Prüfungen
und 

• 76 % bejahen eine Anrechnung der
Leistung in der Berufsschule auf die
Abschlussprüfungen. 

Berufsbildung wird als strategisch
wichtiges Feld der baugewerblichen
Betriebe wahrgenommen, 
deren Bedeutung steigen wird

Nahezu alle an der Befragung teilneh-
menden Betriebe vertreten die Ansicht,
dass die Berufsausbildung ein strategisch
wichtiges Feld für die Zukunft des Bau-
gewerbes ist und 85 % geben an, dass
die Bedeutung der Berufsbildung zukünf-
tig zunehmen wird. 

Facharbeiter mit Gesellenbrief 
eignen sich besser für Kunden-
kommunikation, administrative 
Aufgaben auf der Baustelle und 
zur Risikominimierung bei Baumängeln

Die Betriebe sehen bei ausgebildeten
Facharbeitern und Gesellen gegenüber
angelernten Kräften vor allem Vorteile in
der Kommunikation mit den Kunden 
(81 %), beim Erledigen administrativer

Ausbildung sind am ehesten im persönli-
chen Umfeld der Auszubildenden zu su-
chen. Am positivsten in der Kategorie der
Fragen zu den Rahmenbedingungen der
Ausbildung waren die Einschätzungen
zur Qualität der Berufsschule. 

Praxisanteile in der Berufsschule 
sind richtig, aber Inhalte 
müssen modernisiert werden

Seit Einführung der Ausbildungsverord-
nung in der Bauwirtschaft im Jahr 1999
haben sich die Praxisanteile im Berufs-
schulunterricht zu Lasten des theoreti-
schen Frontalunterrichts erhöht. Die ganz
überwiegende Mehrheit der Betriebe ver-
tritt die Ansicht, dass die Praxisanteile in
der Berufsschule genau richtig sind, je-
doch sollen die Ausbildungsinhalte und
Rahmenlehrpläne nach überwiegender
Meinung modernisiert werden. 

Prüfungswesen muss 
modernisiert werden

Überraschend eindeutig fiel die Mei-
nungsbildung zu den Prüfungen aus. 
• 74 % der Betriebe sprechen sich für

eine Anrechnung der Zwischenprüfung
auf die Abschlussprüfung aus,

Aufgaben auf der Baustelle (69 %) sowie
ein geringeres Risiko für Baumängel 
(71 %) aufgrund eines besseren Verständ-
nisses für die Qualität und Ausführungs-
sicherheit (68 %). Nur 31 % der Betriebe
vertreten die Ansicht, dass ausgebildete
Facharbeiter und Gesellen schneller sind
als angelernte Kräfte.

Der Landesausschuss für Berufsbildung
wird in den kommenden Sitzungen den
Handlungsbedarf aus der Umfrage und
der Ausbildungsstatistik erörtern und
Handlungsvorschläge für die verschie -
denen Entscheidungsebenen der bauge-
werblichen Berufsbildung erarbeiten.

jahr absolviert. Hingegen haben im Jahr
2015/16 nur noch 793 Lehrlinge von den

Das Diagramm zeigt die Ausbildungsver-
hältnisse der gesamten bayerischen Bau-
wirtschaft. Die Gesamtzahl der bei der
SOKA-Bau gemeldeten Ausbildungsver-
hältnisse betrug zum 31.12.2015 7.852
Lehrlinge und damit insgesamt 1,6 % we-
niger als im Vorjahr. Erfreulich ist, dass in
den baugewerblichen Berufen in allen
drei Sparten für das 1. Lehrjahr bei stän-
dig sinkenden Absolventenzahlen an den
Hauptschulen sogar geringfügig mehr
Auszubildende für eine Lehre gewonnen
werden konnten als im vergangenen Jahr.
Die Tabelle auf Seite 24 zeigt die Ent-
wicklung in den einzelnen Sparten. 

Von den 1.187 Hochbau-Auszubildenden
im 1. Lehrjahr im Jahr 2007/08 haben
noch 1.037 im Jahr 2009/10 das 3. Lehr-

1.066, die im Jahr 2013/14 ihre Lehre be-
gonnen haben, das 3. Lehrjahr absolviert. 

Berufsbildung Statistik 

Statistische Erhebungen der SOKA-Bau zum Stichtag 31.12.2015 belegen erneut die Nachwuchssorgen des Bayerischen
Baugewerbes. Besorgniserregend ist die zunehmende Zahl an Auszubildenden, die nicht bis in das 3. Lehrjahr vorrücken. 

BERUFSBILDUNG

Ausbildungsverhältnisse
Gesamte Bayerische Bauwirtschaft
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2007/08 2008/09 2009/10 2010/11 2011/12 2012/13 2013/14 2014/15 2015/16

Hochbau Gesamt 3.375 3.273 3.102 3.120 3.144 3.152 3.049 2.883 2.776 

1. Lehrjahr 1.187 1.036 1.046 1.197 1.107 1.121 1.066 1.010 1.019 

2. Lehrjahr 1.219 1.150 1.019 1.019 1.159 1.049 1.053 997 964 

3. Lehrjahr 969 1.087 1.037 904 878 982 930 876 793 

Tiefbau Gesamt 820 859 866 847 796 746 708 732 724 

1. Lehrjahr 330 283 306 301 260 272 256 287 289 

2. Lehrjahr 282 328 278 306 282 240 245 243 254 

3. Lehrjahr 208 248 282 240 254 234 207 202 181 

Ausbau Gesamt 842 851 774 788 809 797 755 712 692 

Sonst. Ausbau 1. Lj. 311 289 240 303 305 276 243 255 260 

Sonst. Ausbau 2. Lj. 308 303 287 252 296 279 269 235 233

Sonst. Ausbau 3. Lj. 223 259 247 233 208 242 243 222 199 

Zimmerer Gesamt 1.380 1.338 1.317 1.293 1.402 1.593 1.662 1.612 1.672 

1. Lehrjahr 85 72 80 114 169 161 162 151 144 

2. Lehrjahr 682 672 625 604 698 825 791 806 861 

3. Lehrjahr 613 594 612 575 535 607 709 655 667 

Kfm. Angestellte Gesamt 727 735 749 724 702 725 719 700 675 

1. Lehrjahr 266 257 238 235 240 240 240 255 210 

2. Lehrjahr 231 278 265 247 249 257 242 234 252 

3. Lehrjahr 230 200 246 242 213 228 237 211 213 

Bauzeichner Gesamt 152 157 134 133 149 183 206 224 221 

1. Lehrjahr 59 51 39 43 65 81 59 81 87 

2. Lehrjahr 48 59 47 45 41 66 89 64 80 

3. Lehrjahr 45 47 48 45 43 36 58 79 54 

Duales Studium Gesamt 39 43 52 56 90 111 131 133 130 

1. Lehrjahr 15 14 19 23 48 36 43 55 47 

2. Lehrjahr 18 17 17 18 24 54 37 46 49 

3. Lehrjahr 6 12 16 15 18 21 51 32 34 

Sonstige Gesamt 639 661 679 610 579 621 559 659 646 

1. Lehrjahr 240 216 224 190 190 242 245 226 207 

2. Lehrjahr 213 252 218 218 200 193 266 218 213 

3. Lehrjahr 186 193 237 202 189 186 48 215 226 

Gesamt 7.974 7.917 7.673 7.571 7.862 8.127 7.982 7.977 7.852 

1. Lehrjahr 2.493 2.218 2.192 2.406 2.384 2.429 2.314 2.320 2.263 

2. Lehrjahr 3.001 3.059 2.756 2.709 2.949 2.963 2.966 2.863 2.933 

3. Lehrjahr 2.480 2.640 2.725 2.456 2.338 2.536 2.483 2.492 2.367 

4. Lehrjahr
+ Verlängerung 139 156 164 219 191 199 219 302 289

BERUFSBILDUNG



25BLICKPUNKT BAU, Ausgabe 3, März 2016

schaft zukommen“ so Peteranderl. Er be-
dankte sich bei den oberbayerischen
Bauinnungen für deren Engagement bei
dieser Schulungsmaßnahme, die seiner
Ansicht nach einzigartig ist im bayeri-
schen Handwerk. 

Der Sprecher der oberbayerischen Bau-
innungs-Obermeister, Norbert Kees, er-
öffnete die Kursmaßnahme mit den
Worten „Bauen hat Zukunft! Bauen ist Zu-

Die Schirmherrschaft für diese Aktion
übernahm wiederum Franz-Xaver Peter -
anderl, Präsident der Bayerischen Bauge-
werbeverbände und HWK-Vizepräsident.
In seiner Einführungsrede betonte Pete-
randerl die Herausforderungen an die
Bauwirtschaft in den nächsten Jahren.
„Deutschland braucht Wohnungen –
Deutschland braucht euch; ihr seid die
Zukunft im Bauhandwerk. Ihr müsst die
Aufgaben lösen, die auf die Bauwirt-

kunft!“. So seien Baufachleute mit quali-
fizierter Ausbildung gesucht. Je höher die
Qualifizierung, desto besser seien die Be-
rufschancen. Das Baugewerbe biete
neben den klassischen Berufen eine Viel-
zahl von Aufstiegsmöglichkeiten. Nach
der Lehre ist der Weg zum Meister und
sogar zum Hochschulstudium offen. „Ihr
habt große Chancen im Baugewerbe;
nutzt diese“, gab Kees den Kandidaten
mit auf den Weg. 

Begabtenförderung Oberbayern

Im Februar wurde in der Berufsbildungsstätte der Bauinnung München zum zweiten Mal die Begabtenförderung Ober-
bayern abgeschlossen. Die 14 Bauinnungen in Oberbayern haben es sich zum Ziel gesetzt, besonders begabte Auszu-
bildende in Techniken zu schulen, die in der Ausbildung nicht gelehrt werden. Ziel ist es, in den Berufswettbewerben wie
Euro- oder WorldSkills Kandidaten aus Bayern mit guten Voraussetzungen ins Rennen zu schicken. 

BERUFSBILDUNG

Präsident Franz-Xaver Peteranderl, Kai-Uwe Holtschmidt, Hans Bruckner, Norbert Kees und Thomas Schmid mit den Teilnehmern am Beginn der Veranstaltung.

Tag der offenen Tür am 29.01.2016 – Die Teilnehmer im Kreise der Lehrherren, Eltern und Obermeister
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Gipfeltreffen des FFN 2016 
am 22. und 23. April in Lochau am Bodensee

Unter dem Motto „Chancen nutzen, Zukunft gestalten“ veranstaltet der Fach-
verband Fliesen und Naturstein (FFN) im Zentralverband des Deutschen Bauge-
werbes am 22. und 23. April 2016 sein 4. Gipfeltreffen in Lochau bei Bregenz
am Bodensee. 

Ziel des FFN ist es, die Betriebe durch in-
teressante Impulsreferate nachhaltig er-
folgreicher und einzigartiger zu machen.
In einem Branchentalk wird über die Zu-
kunft des Fliesenlegerhandwerks in
Deutschland, Österreich und der Schweiz
gesprochen. Teilnehmer sind Dr.-Ing.
Hans-Hartwig Loewenstein, Präsident des
Zentralverbandes Deutsches Baugewer-
bes, Andreas Furgler, Geschäftsführer des
Schweizerischen Plattenverbandes SPV,
Wolfgang Steindl, Präsident des Öster-
reichischen Fliesenverbandes und FFN-
Vorsitzender Karl-Hans Körner. Die Mo-
deration des Branchentalks und des ge-
samten Gipfeltreffens übernimmt erneut
der ZDF-Journalist Dr. Norbert Lehmann.
Abgerundet wird die Veranstaltung mit
einer abendlichen Gourmetfahrt auf dem
Bodensee. Am zweiten Veranstaltungstag

steht eine Stadtführung durch Bregenz,
bekannt durch die Bregenzer Festspiele, an. 

Das ausführliche Programm 
mit Anmeldeformular 

ist unter 
www.fachverband-fliesen.de 

zu finden. 

Die Teilnehmerzahl für 
das 4. Gipfeltreffen ist begrenzt. 

Die Zimmerreservierung im 
SENTIDO Seehotel am Kaiserstrand,

Kaiserstrand 1, 6911 Lochau 
bei Bregenz am Bodensee 
ist durch die Teilnehmer 

selbst vorzunehmen.

FLIESEN UND NATURSTEIN

FACHGRUPPEN

WÄRME-, KÄLTE-, SCHALL- UND BRANDSCHUTZISOLIERER

DIBt veröffentlicht neue Auslegung 
zur Rohrleitungsdämmung nach EnEV 

Die Fachkommission Bautechnik der Bauministerkonferenz hat am 8./9. Dezem-
ber 2015 die Staffel 21 der Auslegungsfragen zur Energieeinsparverordnung
beschlossen. Das DIBt hat diese am 25. Januar 2016 veröffentlicht. Diese enthält
wichtige Auslegungen zur Rohrleitungsdämmung nach EnEV. 

Wir geben die, die Rohrleitungsdäm-
mung betreffenden, Fragen und Antwor-
ten nachfolgend im Wortlaut wider:

Als Ersatz von Dämmstoff kann gemäß
Anlage 5 EnEV 2013 die Berücksichti-
gung der Dämmwirkung der Rohrwan-
dungen zur Begrenzung des Wärme-
verlusts angegeben werden. Die Berück-

sichtigung von sonstigen Bauteilschichten,
in denen eine Rohrleitung ggf. verlegt
wird, bleibt nach den Maßgaben nach
Anlage 5 EnEV 2013 außer Betracht. 

Die Begrenzung der Wärmeabgabe
durch eine nicht konzentrische Anord-
nung des Dämmstoffes sicherzustellen, ist
grundsätzlich möglich; für solche Dämm-
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6. Die abweichende Regelung der anzu-
wendenden Regeln der Technik, mit
denen Rohrleitungen beim rechneri-
schen Nachweis dann als „innenlie-
gend“ bewertet werden, wenn sie sich
innerhalb der Systemgrenze befinden,
bleibt davon unberührt. Sie betrifft nur
die Berücksichtigung der Verteilungs-
verluste bei Berechnungen, nicht aber
die Dämmpflichten nach der Verord-
nung. 

7. Nach Anlage 5 EnEV 2013 sind
Dämmschichten um die Rohrleitungen
anzuordnen, um den Wärmeverlust zu
begrenzen. Als Möglichkeit zum Ersatz
von Dämmstoff wird in Anlage 5 Num-
mer 4 EnEV 2013 – unter der Voraus-
setzung, dass eine gleichwertige
Begrenzung des Wärmeverlusts sicher-
gestellt ist – die Berücksichtigung der
Dämmwirkung der Rohrwandungen
angegeben. Die Berücksichtigung von
sonstigen Bauteilschichten, in denen
eine Rohrleitung ggf. verlegt wird,
bleibt nach den Maßgaben nach An-
lage 5 Nummer 4 EnEV 2013 außer
Betracht. 

8. Die im Nachweis zu berücksichtigende
Dämmung ist generell um die gesamte
Rohrleitung konzentrisch anzuordnen.
Es ist alternativ möglich, die Begren-
zung der Wärmeabgabe durch eine
nicht konzentrische Anordnung des
Dämmstoffes sicherzustellen, wenn der
größere Teil der Dämmstoffumhüllung
der Kaltseite bzw. dem anderen Nut-
zer (d. h. demjenigen, der die Wärme-
abgabe nicht kontrollieren kann)
zugewandt ist. Dabei ist auf Grund
von Anlage 5 Nummer 4 die Gleich-
wertigkeit der Dämmwirkung nachzu-
weisen, auch unter Berücksichtigung
der Dämmwirkung der Leitungswände.
Es ist zulässig, auf Gleichwertigkeits-
nachweise zurückzugreifen, die auf Ba-
sis anerkannter Regeln der Technik zur
Berechnung von Wärmeströmen (z. B.
DIN EN ISO 10211) unter Berücksich-
tigung der Umgebungstemperaturen
nach DIN V 18599: 2011-12 durch-
geführt und von den Anbietern solcher
nicht konzentrischer Dämmanordnun-
gen zur Verfügung gestellt wurden. 

9. Im Fall der Rohrleitungsführung in
 Bauteilen zwischen beheizten Räumen
verschiedener Nutzer ist eine Mindest-

anordnungen muss die Gleichwertigkeit
zu konzentrischen Anordnungen nach -
gewiesen werden. Im Falle der Verle-
gung auf Geschossdecken zwischen un-
terschiedlichen Nutzern ist es darüber 
hinaus auch ausreichend, wenn zwischen
Rohrleitung und den unterhalb dieser
Decke liegenden Räumen des ande-
ren Nutzers die Mindestdämmschicht -
dicke nach Anlage 5 EnEV 2013 vor -
handen ist. 

Frage: 
Kann bei einer Wärmeverteilungs- und
Warmwasserleitung innerhalb der Bau-
konstruktion (z.B. Decke, Außenwand) die
nach Anlage 5 EnEV 2013 geforderte
Dämmung der Rohrleitung durch Bau-
schichten der Baukonstruktion ersetzt
werden, in der sich die Rohrleitung befin-
det, wenn diese die gleiche Dämmwir-
kung entfalten, wie eine Rohrdämm-
schale? Wie ist der Einbau von nichtkon-
zentrischen Rohrdämmungen zu bewer-
ten? 

Antwort: 
3.  § 14 Absatz 5 EnEV 2013 legt fest,

dass Wärmeverteilungs- und Warm-
wasserleitungen sowie Armaturen in
Gebäuden bei erstmaligem Einbau
oder Ersatz in ihrer Wärmeabgabe
nach Anlage 5 EnEV 2013 zu begren-
zen sind. Anlage 5 EnEV 2013 schreibt
dabei Mindestdicken von Dämm-
schichten vor. 

4. Anlage 5 EnEV 2013 nimmt Leitungen
von Zentralheizungen soweit vom
Grundsatz der Dämmpflicht aus, wie
diese sich „in beheizten Räumen oder
in Bauteilen zwischen beheizten Räu-
men eines Nutzers befinden und ihre
Wärmeabgabe durch freiliegende Ab-
sperreinrichtungen beeinflusst werden
kann“. 

5. Aus dem hier vom Verordnungsgeber
in direkter Fortschreibung der Hei-
zungsanlagen-Verordnung verwende-
ten Sprachgebrauch geht zweifelsfrei
hervor, dass Leitungen in Außenbau-
teilen – wie bisher – nicht von der
Pflicht ausgenommen werden sollen,
ansonsten hätte sich der Verordnungs-
geber im Wortlaut auf die System-
grenzende finition der Anlage 1 Nr.
1.3.1 bzw. Anlage 2 Nummer 1.2
EnEV 2013 bezogen. 

dicke nach Anlage 5 Tabelle 1 Zeile 6
EnEV 2013 gefordert. Rohrleitungen in
nicht belüfteten, entlang solcher Bau-
teile zwischen beheizten Räumen ver-
laufenden Schächten dürfen wie
Rohrleitungen in diesen Bauteilen be-
handelt werden. Die Verwendung nicht
konzentrisch gedämmter Rohrleitungen
in diesem Fall ist möglich, wenn wie
oben unter Nr. 6 beschrieben verfah-
ren wird. Im Falle des Einbaus der
Rohrleitung in eine Dämmschicht ober-
halb einer trennenden Geschoss decke
muss die in Zeile 7 gegebene Mindest-
dämmdicke zum anderen Nutzer ein-
gehalten werden. Damit wird die
Maßgabe des Verordnungsgebers ge -
mäß amtlicher Begründung zur EnEV
2002 (Einführung dieser Regelung) 
zur Begrenzung der unkontrollierten
Wärmeabgabe für mindestens einen
Nutzer ausreichend umgesetzt. Die 
Regelung nach Anlage 5 Tabelle 1
Zeile 6 EnEV 2013 schließt vor diesem
Hintergrund entsprechend auch Wär-
meverteilungsleitungen in Bauteilen
zwischen beheizten Räumen nur eines
Nutzers ein, soweit diese auf Grund
von Anlage 5 Nummer 2 nicht ohnehin
gänzlich von den Wärmedämmvor-
schriften nach Tabelle 1 ausgenommen
sind. 

Diese Auslegungen zur Rohrleitungsdäm-
mung nach EnEV ergänzen bzw. korri -
gieren die Fachinformation der Bundes-
fachgruppe WKSB im ZDB „Energieein-
sparverordnung (EnEV) – Was muss der
Isolierer beachten? – Stand November
2015“. 

Die gesamt 21. Staffel 
„Auslegungsfragen zur 

Energieeinsparverordnung (EnEV)“ 
des DIBt vom 25. Januar 2016 

kann auf den Internetseiten 
des DIBt unter www.dibt.de 
herunter geladen werden. 

Die Fachinformation der 
Bundesfachgruppe WKSB im ZDB

„Energieeinsparverordnung (EnEV) –
Was muss der Isolierer beachten? –

Stand November 2015“ 
finden Sie auf den Internetseiten 
der Bundesfachgruppe WKSB 
unter www.isoliertechnik.de

FACHGRUPPEN



Das Programm der Veranstaltung finden Sie im Internetangebot des LBB 
unter www.lbb-bayern.de/Mitgliederbereich/Landesfachgruppe BFTN. 

Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte direkt an die 
Geschäftsstelle des Berufsförderungswerks für die Beton- und Fertigteilhersteller

(BBF), Frau Dipl. oec. Gramatiki Satslidis, Frau Claudia Epple, 
Gerhard-Koch-Straße 2 + 4, 73760 Ostfildern,

Telefon 0711/32732-323, Telefax 0711/32732-350,
E-Mail: satslidis@betonservice.de.

Ihre Anmeldungen nehmen Sie bitte auf dem Rückmeldebogen vor, den Sie 
im Einladungsflyer finden. Der Anmeldeschluss ist der 25. März 2016. 

Vom 1. – 5. Mai 2016 findet die Stu -
dienreise statt, die vom Berufsför de -
rungswerk für die Beton- und Fertig-
teilhersteller (BBF) und dem Verein
Ehemaliger Ulmer Meisterschüler (VUM)
geplant und organisiert wurde. Ziel
sind die Niederlande. 

Neben dem hochinteressanten Fachpro-
gramm mit Werksbesichtigungen bei
namhaften Unternehmen, haben die Teil-
nehmer auch Gelegenheit Land und Leute
kennenzulernen. 

Bundesfachgruppe BFTN lädt ein zur Fachstudienreise in die Niederlande 
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höhen, fand 2015 erstmals in Deutschland
eine praktische Gesellenprüfung mit die-
sem Thema statt. Hierbei zeigte sich, dass
das Arbeiten an selbstgebauten Modellen
nicht optimal ist. 

Auch auf Wunsch des Prüfungsausschus-
ses wurde deshalb ein Übungsgestell
 angeschafft, um die Ausbildung praxis-
gerechter gestalten zu können. Somit kön-
nen die Auszubildenden jetzt an einem
originalgetreuen Kanal üben und geprüft
werden. Es ist möglich, verschiedene Bau-

Bereits vor 10 Jahren haben wir im Aus-
und Fortbildungszentrum der Bauinnung
Donau-Ries die Dämmung von Lüftungs-
kanälen für die WKSB-Isolierer-Azubis
ins ÜLU-Schulungsprogramm aufgenom-
men. 

Da in der Praxis immer mehr Kanäle aus
Platzgründen auf dem Dach verbaut wer-
den, gewann dieser Bereich an Bedeu-
tung. Auch gab es vermehrt Schäden
wegen durchfeuchteter Dämmung. Um
den Stellenwert in der Ausbildung zu er-

teile aufzumessen, Kälte- und Wärme-
dämmungen zu montieren, sowie einen
Blechmantel mit Hinterlüftung und Steh-
falz anzubringen. Auch an ein Kanalauf-
lager wurde gedacht. 

Die Geschäftsleitung und die Isoliererab-
teilung des Aus- und Fortbildungszentrums
der Bauinnung Donau – Ries bedanken
sich für die großzügige finanzielle Unter-
stützung der Landesfachgruppe WKSB 
im LBB.

Quelle: Bauinnung Donau-Ries

Neue Luftkanal-Übungsgestelle für die WKSB-Azubis

Das Aus- und Fortbildungszentrum der Bauinnung Donau-Ries hat mit Unterstützung der Landesfachgruppe WKSB neue
Übungsgestelle für die Isolierung von Luftkanälen für die Ausbildung der bayerischen Wärme-, Kälte-, Schall- und Brand-
schutz-Isolierer angeschafft.

FACHGRUPPEN

BETONWERKSTEIN, FERTIGTEILE, TERRAZZO UND NATURSTEIN



PERSÖNLICHES
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PERSÖNLICHES

Herr Richard Schleifenheimer verstorben

Am 19. Januar 2016 verstarb Herr Richard Schleifenheimer im Alter von 
78 Jahren.

Herr Richard Schleifenheimer gehörte über
viele Jahrzehnte dem Vorstand der Bau -
innung Coburg als stellvertretender Ober-
meister und Obermeister an. Das Amt des
Obermeisters seine Innung hatte Herr
 Richard Schleifenheimer von 2000 bis
2007 inne. Durch sein hohes Fach wissen
und stete Hilfsbereitschaft hat sich Richard
Schleifenheimer hohe Verdienste in der
 Innungsarbeit erworben und war bis zu-
letzt Ehrenobermeister der Bau innung
 Coburg.

Wir werden Herrn Richard Schleifen heimer
stets ein ehrendes Gedenken bewahren.

Herr Helmut Brockardt-Riemann verstorben

Am 10. Oktober 2015 verstarb Herr Helmut Brockardt-Riemann im Alter von 
86 Jahren.

Herr Dipl.-Ing. Helmut Brockardt-Riemann
gehörte über viele Jahrzehnte dem Vor-
stand der Bauinnung Coburg an, wo er
sich tatkräftig engagierte. Herr Helmut
Brockardt-Riemann war von 1998 bis 2000
Obermeister der Bauinnung Coburg. Im
Landesverband Bayerischer Bauinnungen
vertrat der Verstorbene die Interessen des
oberfränkischen Baugewerbes über viele
Jahre im Sozialpolitischen Ausschuss.

Wir werden Herrn Helmut Brockardt-
 Riemann stets ein ehrendes Gedenken
 bewahren.



LITERATUR
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Abfall- und Entsorgungsrecht 
für Bau und Ausbau – Bayern – 2. Auflage 

Seit, Holger
VOB-Verlag Ernst Vögel 
www.vob-buecher.de
2. Auflage 2015
200 Seiten kartoniert
ISBN 978-3-89650-371-8
Einzelpreis 29,90 Euro

Die im September 2015 erschienene 
2. Auflage des Werks enthält die neuen
Vorschriften des Jahres 2015, die von
den zuständigen Stellen zum bayerischen
Abfall- und Entsorgungsrecht zwischen-
zeitlich eingeführt wurden. Dieses Buch
hilft den Baupraktikern, Antworten auf
die wichtigsten Fragen zum Umgang mit

Bauabfällen, Bodenaushub und Baure-
cyclingprodukten zu finden. Es gibt Ant-
worten rund um die Themen Bauabfall,
Bodenschutz und Kreislaufwirtschaft und
behandelt die Verwertung und Beseiti-
gung von Bauabfällen ebenso wie deren
Beförderung und Dokumentation. 

Abfallrechtliche Aspekte werden auch
bei der Vergabe von Bauleistungen immer
wichtiger. Deshalb wurden nun auch
bau- und vergaberechtliche Aspekte
des Umgangs mit Bauabfällen in der
Neuauflage berücksichtigt. 

LITERATUR
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JEWEILS JANUAR – DEZEMBER                                        2014                                   2015                        %

                                                                                                    Anzahl der Beschäftigten
                                                                                             (im Monatsdurchschnitt)

Tätige Personen im Bauhauptgewerbe                                141 005                              136 656                 – 1,7

                                                                                                 Bruttoentgeltsumme in 1000 €                                    

Bruttolöhne und -gehälter                                              4 283 473                           4 303 112                    0,5

                                                                                             Geleistete Arbeitsstunden in 1000

Wohnungsbau 75 907 74 227 – 2,2

Gewerblicher und industrieller Bau 46 708 45 680 – 2,2

davon: Hochbau 28 008 28 085 0,3
Tiefbau 18 700 17 593 – 5,9

Öffentlicher und Verkehrsbau 44 798 42 788 – 4,5

davon: Hochbau
für Organisationen ohne Erwerbszweck 2 781 2 653 – 4,6
für Gebietskörpersch. und Sozialvers. 7 443 7 176 – 3,6

davon: Tiefbau
Straßenbau 17 675 15 892 – 10,1
für Gebietskörpersch. und Sozialvers. 16 889 17 067 1,0

insgesamt 167 413 162 696 – 2,8

Umsatz ohne USt. in 1000 €

Wohnungsbau 7 682 372 7 690 120 0,1

Gewerblicher und industrieller Bau 6 991 478 6 741 373 – 3,6

davon: Hochbau 4 767 446 4 724 306 – 0,9
Tiefbau 2 224 032 2 219 665 – 0,2

Öffentlicher und Verkehrsbau 5 466 410 5 275 271 – 3,5

davon: Hochbau
für Organisationen ohne Erwerbszweck 286 925 267 440 – 6,8
für Gebietskörpersch. und Sozialvers. 1 047 000 1 059 107 1,2

davon: Tiefbau
Straßenbau 2 140 378 1 937 020 – 9,5
für Gebietskörpersch. und Sozialvers. 1 992 107 2 011 699 1,0

Baugewerblicher Umsatz 20 140 260 19 706 760 – 2,2

Die wirtschaftliche Entwicklung des Baugewerbes
in Bayern im Jahr 2015 im Vergleich zum Vorjahr
Beschäftigte, Löhne, Gehälter, geleistete Arbeitsstunden und Umsätze in Bayern

Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung, Dienststelle Schweinfurt
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BAUEN MIT 
INNUNGS-QUALITÄT e.V.

BRUNNENBAU
SPEZIALTIEFBAU
UND GEOTECHNIK

WÄRME-, KÄLTE-, 
SCHALL- UND 
BRANDSCHUTZISOLIERER

STUCK UND PUTZ

TROCKENBAU

ESTRICH UND BELAG

STRASSEN- 
UND TIEFBAU

BETONWERKSTEIN,
FERTIGTEILE, 
TERRAZZO UND 
NATURSTEIN

HOCHBAU

FLIESEN UND 
NATURSTEIN

BAHNBAU

FEUERUNGS-, 
SCHORNSTEIN- UND 
INDUSTRIEOFENBAU


